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1. Veranlassung 
 
Bisherige Entwicklung 
 
In der Ortschaft Ranies sollen in Nachbarschaft zum dortigen Gebäude der Freiwilligen Feu-
erwehr Flächen im Eigentum der Stadt Schönebeck (Elbe) im Rahmen der Eigenentwicklung 
der Ortslage Ranies zu baureifen Wohnbaugrundstücken entwickelt werden. Mit dem vorlie-
genden Bebauungsplan soll hierfür das Baurecht geschaffen werden. Die Stadt Schönebeck 
(Elbe) trägt mit der Bauflächenentwicklung der Nachfrage nach erschlossenen Baugrundstü-
cken und damit den Wohnbedürfnissen in der Ortschaft Ranies Rechnung. Die Stadt hat 
derzeit Kenntnis von Familien, die nachdrücklich in Ranies ihr Wohnhaus als Einfamilienhaus 
bauen wollen. Die Stadt Schönebeck (Elbe) ist Eigentümerin der Flächen im Geltungsbereich 
und wird die Baugrundstücke selbst vermarkten.  
 
Die Entwicklung von Wohnbaugrundstücken in der Ortslage Ranies an anderer Stelle ist 
nicht möglich, da es aus derzeitiger Sicht keine geeigneten größeren Baulücken im örtlichen 
Baubestand gibt, die der Stadt Schönebeck (Elbe) als Eigentümerin zur Verfügung stehen. 
Die Ortslage ist in das Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Mittlere Elbe“ eingebettet, so dass 
eine neue Bebauung am Ortsrand grundsätzlich ausscheidet. Zudem liegt die Ortschaft Ra-
nies im Biosphärenreservat „Mittelelbe“. Die Ortslage Ranies ist deichgeschützt und hat so-
mit eine feste Abgrenzung zum Überschwemmungsgebiet der Elbe. Folglich bleibt für die 
örtliche Entwicklung von Bauflächen nur die Verdichtung nach innen auf den bestehenden 
Grünflächen. 
 
Mit dem Bebauungsplan wird eine bestehende Grünfläche zu Gunsten der Wohnnutzung 
überplant. Der Nutzer der Sportflächen, der Kultur- und Sportverein Ranies e.V., hat sich mit 
der Herauslösung der Flächen im Plangebiet aus den Sportflächen zu Gunsten der Wohn-
baulandentwicklung vertraglich bereit erklärt (Ergänzung vom 18.10.2019 zum 
Sportstättennutzungsvertrag vom 27.05.2010). Der Ortschaftsrat der Ortschaft Ranies hat 
am 27.08.2019 in nicht öffentlicher Sitzung auf der Grundlage der Informationsvorlage 
0001/2019-IV sich zum Vorhaben positiv positioniert.  
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Schönebeck (Elbe) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17.12.2017 sind die Flächen von Sportplatz und Tennisplatz als Teil 
einer Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Sportplatz" dargestellt. Diese Nutzungsart sollte 
gemäß der vom Stadtrat befürworteten 1. Änderung des Flächennutzungsplans Plötzky, 
Pretzien und Ranies bewahrt bleiben. Zu Gunsten der aktuellen Nachfrage nach Grundstü-
cken für Einfamilienhäuser in Ranies und der hieraus entstandenen geänderten städtebauli-
chen Entwicklungsabsicht wird der Zielstellung bezüglich der Wohnbauflächendarstellung im 
Flächennutzungsplan Rechnung getragen.  
 
Das zu entwickelnde Wohngebiet liegt südöstlich vom Standort der Feuerwehr Ranies. So-
wohl der Standort des Tennisplatzes als auch der östliche Teil des Sportplatzes sollen künf-
tig als Grundstücke für Eigenheime genutzt werden. Die vorgelagerte Straßenverkehrsfläche 
der Straße „Am Sportplatz“ wird in den Geltungsbereich des Bebauungsplans einbezogen, 
um im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans die verkehrliche Er-
schließung der künftigen Wohngrundstücke zu regeln. 
 
Das Gebäude der Feuerwehr Ranies wird jeweils alle zwei Wochen genutzt für die Ausbil-
dung der Einsatzkräfte und der Jugendfeuerwehr sowie für die Einsätze der Feuerwehr Ra-
nies. Im Jahr 2019 hatte die Feuerwehr Ranies 20 Einsätze zu verzeichnen. Darüber hinaus 
finden jährlich ca. 4 weitere Veranstaltungen (wie Jubiläen, Tag der offenen Tür, Wettkampf 
Jugendfeuerwehr …) tagsüber samstags statt. Aufgrund der relativen Seltenheit dieser Er-
eignisse wird davon ausgegangen, dass die Nutzung des Gebäudes der Feuerwehr Ranies 
im Hinblick auf den Lärmschutz nicht von Relevanz für das Wohngebiet ist. Da an das Plan-
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gebiet angrenzende Kreisstraße 1296 keine Durchgangsfunktion hat, ist von einem Ver-
kehrsaufkommen auszugehen, das so gering ist, dass es im Hinblick auf den Lärmschutz 
ebenfalls nicht relevant ist.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich südlich der Straße „Am Sänger-
wäldchen“. Dieser Straßenabschnitt ist Bestandteil der Kreisstraße 1296. Die äußere Er-
schließung des Wohngebiets soll über die Straßen „Am Sängerwäldchen“ (K 1296) und „Am 
Sportplatz“ erfolgen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans werden die notwendi-
gen öffentlichen Verkehrsflächen und die sonstigen Regelungen zur Erschließung festge-
setzt. Zu diesem Zweck werden die Flurstücke der Straße „Am Sportplatz“ mit deren beste-
hendem Straßenkörper mit in den Geltungsbereich des Bebauungsplans einbezogen. Die 
Zuwegung zu den verbliebenen Sportplatzflächen, die der Allgemeinheit erhalten bleiben 
sollen, ist im Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans zu klären, damit diese auch 
nach der Verwirklichung des Wohngebietes weiterhin erreicht werden können. Die verbliebe-
ne Teilfläche des Sportplatzes wird für (Kinder-)Fußball sowie als Veranstaltungsfläche des 
Kultur- und Sportverein Ranies e.V. genutzt.  
 
Verfahrensart 
 
Die Wahl der Verfahrensart für die Aufstellung des Bebauungsplans ist maßgeblich davon 
abhängig, ob dessen Geltungsbereich dem Außenbereich im Sinne des § 35 Baugesetzbuch 
(BauGB) zugeordnet ist oder innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils im Sinne 
des § 34 BauGB liegt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb des Ortsteils 
Ranies.  
 
Das Merkmal "im Zusammenhang bebaut" erfordert eine tatsächlich aufeinanderfolgende, 
zusammenhängende Bebauung. Maßgeblich ist hierfür die tatsächlich vorhandene Bebau-
ung. Ob der Bebauungszusammenhang durch Baulücken oder sonstige von der Bebauung 
freigehalten Flächen unterbrochen wird, hängt davon ab, ob die Bebauung trotz vorhandener 
Freiflächen den Eindruck der Geschlossenheit vermittelt und die Freiflächen in einer Weise 
prägt, dass hieraus Merkmale für eine hinreichende Beurteilung der Zulässigkeit von Vorha-
ben nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die 
überbaut werden soll, entnommen werden können.  
 
Ein Grundstück liegt nur dann innerhalb eines Bebauungszusammenhanges, wenn das 
Grundstück selbst einen Bestandteil des Zusammenhanges bildet. Eine innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils gelegene Baulücke ist nicht gegeben, wenn die Fläche 
der Baulücke so groß ist, dass sie in den Möglichkeiten ihrer Bebauung von der bereits vor-
handenen Bebauung nicht mehr geprägt wird. (Urteil BVerwG vom 01.12.1972, Az. 
IV C 6.71, Leitsätze 3 und 4). Daran fehlt es, wenn die Fläche wegen ihrer Größe einer von 
der Umgebung unabhängigen gesonderten städtebaulichen Entwicklung fähig ist.  
 
Die Grünflächen zwischen den Straßen „Am Sängerwäldchen“ und "Am Sportplatz" sowie 
den rückwärtigen Seiten der Grundstücke „Am Sängerwäldchen“ 1, 2 und 3 und "Zur Förster-
treppe" 3 sind so groß, dass die umgebende vorhandene Bebauung die Möglichkeiten der 
Bebauung der Freifläche im Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht mehr prägt. Zudem 
grenzt der Geltungsbereich des Bebauungsplans nur an zwei Seiten an vorhandene Bebau-
ung an, an der nordöstlichen und der südwestlichen Seite grenzt der Geltungsbereich an 
Waldflächen und somit an den Außenbereich. Deshalb liegt der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans im bisherigen Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB.  
 
Der Bebauungsplan wird somit nicht für eine Maßnahme der Innenentwicklung aufgestellt. 
Eine Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung ist nicht zulässig.  
 
Für die Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
in Betracht kommen insbesondere Gebiete, die im Zusammenhang bebaute Ortsteile im Sin-
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ne des § 34 BauGB darstellen, innerhalb des Siedlungsbereichs befindliche brachgefallene 
Flächen sowie innerhalb des Siedlungsbereichs befindliche Gebiete mit einem Bebauungs-
plan, der infolge notwendiger Anpassungsmaßnahmen geändert oder durch einen neuen 
Bebauungsplan abgelöst werden soll (BT-Drucksache 16/2496, Seite 12). Bei dem Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans handelt es sich um keinen der genannten Gebietstypen. 
Das beschleunigte Verfahren nach § 13a BauGB ist kein geeignetes Instrument zur Inan-
spruchnahme von Außenbereichsflächen. 
 
Der Gesetzgeber gewährt in seiner derzeit geltenden Fassung des Baugesetzbuches jedoch 
die Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen Außenbereichsflächen in das beschleu-
nigte Verfahren einzubeziehen. Nach dem am 13. Mai 2017 in Kraft getretenen § 13b BauGB 
gilt bis zum 31. Dezember 2019 gemäß § 13b Satz 1 BauGB § 13a BauGB entsprechend für 
Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne des § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB von weni-
ger als 10.000 m², durch die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen begründet 
wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen. Damit werden auch Au-
ßenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren einbezogen. Der Bebauungsplan soll im 
beschleunigten Verfahren nach § 13b Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden.  
 
Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans nach § 13b Satz 1 BauGB kann ge-
mäß § 13b Satz 2 BauGB nur bis zum 31. Dezember 2019 förmlich eingeleitet werden; der 
Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB ist bis zum 31. Dezember 2021 zu fassen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde vom Stadtrat in dessen Sitzung am 19. Dezember 2019 und 
somit vor dem 31. Dezember 2019 gefasst. Der Satzungsbeschluss wurde jedoch nicht bis 
zum 31. Dezember 2021 gefasst.  
 
Mit der am 23. Juni 2021 in Kraft getretenen Änderung des Baugesetzbuchs wurde die Vor-
schrift des § 13b BauGB zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte 
Verfahren wieder in Kraft gesetzt. Nach dem Wortlaut des § 13b BauGB in dessen geltender 
Fassung kann das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans nach § 13b BauGB nur 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2022 förmlich eingeleitet werden; der Satzungsbeschluss 
ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 zu fassen.  
 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 14.10.2021 beschlossen, den in seiner Sitzung am 
19.12.2019 gefassten Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan aufzuheben. In dersel-
ben Sitzung hat der Stadtrat die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 74 „Am Sportplatz 
Ranies““gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13b BauGB beschlossen. Die Beteiligung der 
Behörden und der Öffentlichkeit zum Entwurf erfolgte erst nach diesen beiden Beschlüssen. 
Die bereits zuvor erfolgte frühzeitige Beteiligung ist gemäß § 13b Satz 1 i.V.m. § 13a Abs. 2 
Nr. 1 und § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BauGB rechtlich nicht erforderlich, so dass die Durchfüh-
rung der frühzeitigen Beteiligung vor dem erneuten Aufstellungsbeschluss rechtlich unschäd-
lich ist.  
 
Das Gebiet des vorliegenden Bebauungsplans hat eine Größe von 0,53 ha, somit unter-
schreitet die Größe des gesamten Plangebiets den Schwellenwert für die zulässige Grund-
fläche von 10.000 m² deutlich. Das Plangebiet liegt nicht im bisherigen Innenbereich (im Zu-
sammenhang bebauter Ortsteil), grenzt aber an einer der beiden Längsseiten seines Gel-
tungsbereichs unmittelbar an diesen an und im Bebauungsplan wird das Baugebiet als 
Wohngebiet festgesetzt. Es gibt keine Bebauungspläne, die in einem engen zeitlichen und 
räumlichen Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplans aufgestellt werden. Die 
Voraussetzungen für die Anwendung des § 13b BauGB und die Einbeziehung von Außenbe-
reichsflächen in das beschleunigte Verfahren sind gegeben.  
 
Die Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren und die An-
wendung des § 13b BauGB kann nur entsprechend den voraussehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde erfolgen, denn die Gemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB die Bau-
leitpläne nur aufzustellen, soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erfor-
derlich ist. In der Ortschaft Ranies besteht jedoch unstrittig Bedarf an Wohnraum.  
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Nachfolgend wird auf die Voraussetzungen für die entsprechende Anwendung der Vorschrif-
ten des § 13b in Verbindung mit § 13a BauGB eingegangen.  
 
Das beschleunigte Verfahren ist nach § 13a Abs. 1 Satz 4 und 5 BauGB ausgeschlossen, 
wenn durch die Aufstellung des Bebauungsplans die Zulässigkeit von Vorhaben begründet 
wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht unterliegen. 
Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für eine Beein-
trächtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB genannten Schutzgüter bestehen oder 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begren-
zung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) zu beachten sind.  
 
Der Bebauungsplan begründet keine Zulässigkeit von Vorhaben, für die eine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Denn in Allgemeinen Wohn-
gebieten sind keine Arten der baulichen Nutzung zulässig, für die nach der Anlage 1 zum 
UVPG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG eine Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.  
 
Bei den in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB genannten Schutzgütern handelt es sich um die 
Erhaltungsziele und den Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete. Die Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) und die europäischen Vogelschutzgebiete bilden das 
Europäische ökologische Netz „Natura 2000“.  
 
Das dem Geltungsbereich des Bebauungsplans nächstgelegene FFH-Gebiet "Elbaue zwi-
schen Saalemündung und Magdeburg" befindet sich südwestlich dieses Geltungsbereichs in 
einer Entfernung von etwa 100 m.  
 
Die "Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg" wird im Standard-Datenbogen für 
dieses Gebiet als strukturreicher Abschnitt der Elbaue mit einer Vielzahl auentypischer Le-
bensräume (Altarme, Auwälder, Wälder) und vielen auentypischen Tier- und Pflanzenarten 
beschrieben. Die Ausweisung dieses Gebiets wird mit der Bedeutung der großflächigen und 
vielgestaltigen Auwälder, Wiesen und Altwässer als Lebensraum für zahlreiche auentypi-
schen Tier- und Pflanzenarten sowie der Elbe als Lebensraum für Libellen und wandernde 
Fischarten begründet. Nach der Detailkarte zur Landesverordnung zur Unterschutzstellung 
der Natura 2000-Gebiete im Land Sachsen-Anhalt (N2000-LVO LSA), Kartenblattnr. 1591 
kommen zwischen dem Geltungsbereich des Bebauungsplans und der Elbe keine Lebens-
raumtypen des Anhangs I der FFH-Richtlinie vor. Deshalb beträgt der Abstand zwischen 
dem Geltungsbereich und dem nächstgelegenen Lebensraumtyp des Anhangs I der FFH-
Richtlinie in der "Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg" ca. 700 m.  
 
Es ist angesichts der in einem Wohngebiet zulässigen Arten baulicher und sonstiger Nutzun-
gen im Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht ersichtlich, wie diese Lebensräume in der 
"Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg" durch die Verwirklichung des Be-
bauungsplans beeinträchtigt werden könnten. Beeinträchtigungen des Europäischen ökolo-
gischen Netzes „Natura 2000“ durch die Verwirklichung des Bebauungsplans werden des-
halb nicht erwartet.  
 
Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der 
Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) zu beachten sind, bestehen wenn aufgrund der Verwirklichung eines Vorhabens, 
das zugleich benachbartes Schutzobjekt im Sinne des § 3 Abs. 5d BImSchG ist, innerhalb 
des angemessenen Sicherheitsabstandes zu Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Abs. 5a 

                                                
1 https://www.natura2000-
lsa.de/upload/2_natura_2000/LVO/Karten/Detailkarten_FFH/FFH_Detail_159_n.pdf  
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BImSchG die Möglichkeit besteht, dass ein Störfall im Sinne des § 2 Nr. 7 der Störfall-
Verordnung (12. BImSchV) eintritt, sich die Eintrittswahrscheinlichkeit eines solchen Störfalls 
vergrößert oder sich die Folgen eines solchen Störfalls verschlimmern können, ist davon 
auszugehen, dass das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann 
(siehe auch § 8 UVPG).  
 
Benachbarte Schutzobjekte im Sinne des § 3 Abs. 5d BImSchG sind ausschließlich oder 
überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete, öffentlich genutzte Gebäude und Gebiete, 
Freizeitgebiete, wichtige Verkehrswege und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes 
besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete. Der Bebauungsplan setzt mit 
einem Allgemeinen Wohngebiet Nutzungen fest, die Schutzobjekte sind.  
 
Im Gebiet des Bebauungsplans und auch in der übrigen Gemarkung Ranies ist kein Be-
triebsbereich vorhanden, der unter den Anwendungsbereich der Störfall-Verordnung fällt. 
Deshalb bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-
dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zu beachten sind.  
 
Im beschleunigten Verfahren gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des 
vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend.  
 
Im vereinfachten Verfahren kann gemäß § 13 Abs. 2 BauGB  
1. von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

abgesehen werden, 
2. der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemessener 

Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB durchgeführt wer-
den, 

3. den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur 
Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Beteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt werden." 

 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplans soll von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit nicht abgesehen werden, eine frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange soll freiwillig durchgeführt werden.  
 
Im vereinfachten Verfahren wird gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB von der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, so-
wie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen; § 4c 
BauGB ist nicht anzuwenden. Deshalb wird der Bebauungsplan ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung aufgestellt; Umweltbericht und zusammenfassende Erklärung werden nicht 
erstellt. Eine Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durch-
führung des Bebauungsplans eintreten, nach § 4c BauGB soll nicht erfolgen.  
 
Im beschleunigten Verfahren soll gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 3 BauGB "einem Bedarf an Inves-
titionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, zur Versorgung der Be-
völkerung mit Wohnraum oder zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwä-
gung in angemessener Weise Rechnung getragen werden." Die Aufstellung des Be-
bauungsplans soll zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum beitragen.  
 
Bei der Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren ist nach § 13a 
Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt zu machen,  
1. dass der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umwelt-

prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll, [...] und  
2. wo sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 

Auswirkungen der Planung unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb 
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einer bestimmten Frist zur Planung äußern kann, sofern keine frühzeitige Unterrichtung 
und Erörterung im Sinne des § 3 Abs. 1 BauGB stattfindet.  

Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 19.01.2020 im Amtsblatt der 
Stadt Schönebeck (Elbe), sie enthält die nach § 13a Abs. 3 Satz 1 BauGB bekannt zu ma-
chenden Angaben.  
 
Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Schönebeck (Elbe) stellt den ge-
samten Geltungsbereich des Bebauungsplans als Grünfläche dar.  
 
Deshalb ist das im Bebauungsplan festgesetzte Wohn gebiet nicht aus dem Fläche-
nnutzungsplan entwickelt. Deshalb soll der Flächennutzungsplan entsprechend § 13a Abs. 2 
Nr. 2 BauGB nach Inkrafttreten des Bebauungsplans im Wege der Berichtigung angepasst 
werden. Die städtebauliche Entwicklung der Stadt Schönebeck (Elbe) wird dadurch nicht 
beeinträchtigt.  
 
Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
 
Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Schönebeck (Elbe) stellt das ge-
samte Gebiet des Bebauungsplans als Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Sportplatz" 
dar. Deshalb ist der Bebauungsplan gegenwärtig nicht aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt. Der Flächennutzungsplan der Stadt Schönebeck (Elbe) ist nach § 13b Satz 1 BauGB 
in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung anzupassen.  
 
Planzeichnung 
 
Aus den Planunterlagen für Bebauungspläne sollen sich gemäß § 1 Abs. 2 Planzeichenver-
ordnung (PlanZV) die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen in Übereinstimmung 
mit dem Liegenschaftskataster, die vorhandenen baulichen Anlagen, die Straßen, Wege und 
Plätze sowie die Geländehöhe ergeben. Als Kartengrundlage für die Planunterlage des Be-
bauungsplans werden die Liegenschaftskarte mit Stand vom Dezember 2020 und eine er-
gänzende Vermessung vom Juli 2020 verwendet.  
 
 

2. Abgrenzung und Beschreibung des Gebiets 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans reicht in nordöstlicher Richtung bis an die Straße 
„Am Sängerwäldchen“. Die nordöstliche Seite des Geltungsbereiches wird durch den nord-
östlichen Rand des Flurstücks der Straße „Am Sportplatz“ gebildet. In Richtung grenzt der 
Geltungsbereich an den Rand des benachbarten Waldes. Die nordwestliche Grenze des 
Geltungsbereichs wird durch den nordöstlichen Rand der Zufahrt zum Gebäude der Feuer-
wehr Ranies und dessen gradlinige Verlängerung in südwestliche Richtung bis zum Wald-
rand gebildet.  
 
Der Geltungsbereich besteht aus dem östlichen Teil des bisherigen Sportplatzes und des 
Tennisplatzes sowie dem Straßenraum der Straße „Am Sportplatz“.  
 
Das Plangebiet umfasst folgende Flurstücke der Flur 4 der Gemarkung Ranies: 
1/30 (teilweise), 1000 und 1001 (teilweise) 
 
Die Ausdehnung des Geltungsbereichs beträgt von Nordost nach Südwest ca. 130 m und die 
Ausdehnung von Nordwest nach Südost ca. 67 m und. Die Gesamtfläche des Geltungsbe-
reichs beträgt etwa 0,53 ha.  
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Das Plangebiet ist nahezu eben. Die Geländehöhe liegt bei etwa 49 m ü. NHN.  
 
Nordöstlich grenzt der Geltungsbereich an die Straße „Am Sangerwäldchen“ im Zuge der 
Kreisstraße 1296. In nordöstliche Richtung befindet sich jenseits dieser Straße die Waldflä-
che des Sängerwäldchens. Auch südwestlich grenzt der Geltungsbereich an eine Waldflä-
che. Nordöstlich schließt sich an den Geltungsbereich die Ortslage Ranies an. Nordwestlich 
reicht der Geltungsbereich an die Fläche der Feuerwehr Ranies und die verbleibende Fläche 
des Sportplatzes. Die räumliche Grenze des Geltungsbereichs weist auf der nordwestlichen 
Seite einen gradlinigen Verlauf und einen parallelen Abstand von 0,4 m zum äußeren Rand 
der bereits befestigten Zufahrt zur Fläche der Feuerwehr Ranies auf.  
 
 

3. Übergeordnete Planungen und Planrechtfertigung 

3.1 Raumordnung 
 
Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB anzupassen. Bei 
raumbedeutsamen Planungen öffentlicher Stellen (nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG auch Bauleit-
pläne) sind gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) Ziele der Raumord-
nung zu beachten sowie Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung in Abwä-
gungs- oder Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen. Ziele der Raumordnung sind 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form von räumlich bestimmten oder 
bestimmbaren, abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen zur 
Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Verbindliche Vorgaben müssen strikt und 
verbindlich formuliert sein. Von der einzelnen Zielaussage verlangt der Grundsatz der 
Rechtsklarheit eine Formulierung, die dem Verbindlichkeitsanspruch gerecht wird. Der von 
Zielen der Raumordnung ausgehende Anspruch auf Beachtung muss dem Gebot hinrei-
chender Bestimmtheit genügen.  
 
Ziele der Raumordnung sind Festlegungen eines rechtskräftigen Raumordnungsplans. 
Grundsätze der Raumordnung und sonstige Erfordernisse der Raumordnung lösen keine 
Anpassungspflicht für Bauleitpläne aus. Grundsätze der Raumordnung sind gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 3 ROG allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 
Raums.  
 
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind im Landesentwicklungsplan des Landes 
Sachsen-Anhalt (LEP-LSA) und im Regionalen Entwicklungsplan Magdeburg vom 17. Mai 
2006 enthalten. Der LEP-LSA wurde als Verordnung mit Datum vom 16. Februar 2011 be-
schlossen. Der Plan ist am Tag nach seiner Veröffentlichung, die am 11. März 2011 erfolgte, 
im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft getreten.  
 
Sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG in Aufstellung 
befindliche Ziele der Raumordnung, Ergebnisse förmlicher landesplanerischer Verfahren wie 
des Raumordnungsverfahrens und landesplanerische Stellungnahmen.  
 
Nachfolgend wird auf wesentliche Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raum-
ordnung eingegangen. Es wird jedoch nicht als zweckmäßig angesehen, alle bezogen auf 
den Geltungsbereich relevante Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse darzustellen.  
 
Landesentwicklungsplan  
 
Die Stadt Schönebeck (Elbe) gehört nach dem Landesentwicklungsplan 2010 überwiegend 
zum Verdichtungsraum. Dies gilt jedoch nicht für die Gemarkung Ranies, sie gehört zu dem 
den Verdichtungsraum umgebenden Raum.  
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Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen gemäß Grundsatz 13 
vorrangig die vorhandenen Potenziale (Baulandreserven, Brachflächen und leer stehende 
Bausubstanz) in den Siedlungsgebieten genutzt und flächensparende Siedlungs- und Er-
schließungsformen angewendet werden. Potentialflächen, die vorrangig genutzt werden sol-
len, sind in der Ortslage Ranies nicht vorhanden. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
liegt dennoch innerhalb des Siedlungsgebietes und berücksichtigt insoweit diesen Grundsatz 
der Raumordnung.  
 

 

Abbildung 1: Ausschnitt aus dem Landesentwicklungsplan 2010 

 
Die Siedlungsentwicklung ist gemäß Ziel 23 mit den Erfordernissen einer günstigen Ver-
kehrserschließung und -bedienung durch öffentliche Verkehrsmittel abzustimmen. Die Lage 
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans fußläufig gut erreichbar zur Bushaltestelle "Ra-
nies" gewährleistet eine günstige Verkehrserschließung durch öffentliche Verkehrsmittel. Die 
Bushaltestelle "Ranies" wird von der zwischen Schönebeck und Ranies verkehrenden Regi-
onalbuslinie angefahren.  
 
Durch die Festlegung von Zentralen Orten ist gemäß Ziel 27 zu gewährleisten, dass in allen 
Teilen des Landes ein räumlich ausgeglichenes und gestuftes Netz an Ober-, Mittel- und 
Grundzentren entsteht bzw. erhalten bleibt, welches durch leistungsfähige Verkehrs- und 
Kommunikationsstrukturen mit- und untereinander verflochten ist.  
 
Nach Ziel 37 ist die Stadt Schönebeck (Elbe) als Mittelzentrum bestimmt. Mittelzentrum ist 
jeweils der im Zusammenhang bebaute Ortsteil als zentrales Siedlungsgebiet der Stadt ein-
schließlich seiner Erweiterungen im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. 
Die räumliche Abgrenzung soll durch die Regionalplanung im Einvernehmen mit den Städten 
vorgenommen werden. 
 
Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg hat mit Be-
schluss vom 02.09.2015 das "Zentrale-Orte-Konzept der Planungsregion Magdeburg" für 
den Entwurf des Regionalen Entwicklungsplans Magdeburg beschlossen. Mit diesem Zentra-
le-Orte-Konzept ist eine Anpassung des grundzentralen Systems durch die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Magdeburg an die Kriterien im Landesentwicklungsplan erfolgt.  
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Nach der Festlegungskarte 2.1.6 ist die Ortslage Ranies nicht Bestandteil des Zentralen Or-
tes Schönebeck (Elbe) und ist auch selbst kein sonstiger Zentraler Ort.  
 
Die Zentralen Orte sind gemäß Ziel 25 so zu entwickeln, dass sie ihre überörtlichen Versor-
gungsaufgaben für ihren Verflechtungsbereich erfüllen können. Zentrale Einrichtungen der 
Versorgungsinfrastruktur sind entsprechend der jeweiligen zentralörtlichen Funktionen zu 
sichern.  
 
In den übrigen Orten ist gemäß Ziel 26 die städtebauliche Entwicklung auf die Eigenentwick-
lung auszurichten. Dabei sind die Versorgungseinrichtungen dieser Orte unter Beachtung 
der Bevölkerungsentwicklung und ihrer Lage im Raum den örtlichen Bedürfnisse anzupas-
sen. Eigenentwicklung ist die für den Bauflächenbedarf zu Grunde zu legende Entwicklung 
einer Gemeinde, die sich aus der natürlichen Bevölkerungsentwicklung und aus den Ansprü-
chen der örtlichen Bevölkerung an zeitgemäße Wohnverhältnisse, der ortsansässigen Ge-
werbebetriebe und der Dienstleistungseinrichtungen ergibt. Die Aufstellung des Bebauungs-
plans dient in diesem Sinne ausschließlich der Eigenentwicklung der Ortschaft Ranies.  
 
Die Ortslage Ranies und auch der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegen innerhalb 
des Vorranggebietes für Natur und Landschaft II „Teile der Elbtalaue und des Saaletals“. 
Vorranggebiete für Natur und Landschaft dienen gemäß Ziel 117 der Erhaltung und Entwick-
lung der natürlichen Lebensgrundlagen. Hierzu gehören Natura 2000-Gebiete, bedeutende 
naturschutzrechtlich geschützte Gebiete, für den langfristigen Schutz von Natur und Land-
schaft besonders wertvolle Gebiete und Gebiete von herausragender Bedeutung für ein lan-
desweites ökologisches Verbundsystem.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wie auch der übrige Teil der Ortslage Ranies lie-
gen nicht innerhalb eines Natura 2000-Gebietes oder eines anderen naturschutzrechtlich 
geschützten Gebietes. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt auch nicht innerhalb 
eines Gebietes von herausragender Bedeutung für ein landesweites ökologisches Verbund-
system. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist schließlich auch kein für den langfris-
tigen Schutz von Natur und Landschaft besonders wertvolles Gebiet. Bereits durch die bishe-
rige intensive Nutzung dieses Geltungsbereiches als öffentliche Grünfläche mit Zweckbe-
stimmung "Sportplatz" hat dazu geführt, dass es sich nicht um einen Bereich von hohem 
naturschutzfachlichen Wert handelt.  
 
In den Vorranggebieten für Natur und Landschaft sind gemäß Ziel 118 das ökologische Po-
tenzial und die jeweiligen ökologischen Funktionen nachhaltig zu entwickeln und zu sichern. 
 
Den festgelegten Vorranggebieten für Natur und Landschaft sind in ihnen zu sichernde Funk-
tionen zugeordnet, die Bestandteil des jeweiligen Ziels sind und die entsprechende Bin-
dungswirkung entfalten. Dieses dient der Erhöhung der Planungssicherheit und der Normen-
klarheit.  
 
Dem Vorranggebiet für Natur und Landschaft II „Teile der Elbtalaue und des Saaletals“ wer-
den folgende Funktionen zugeordnet:  
 Erhaltung einer strukturreichen Flusstalaue mit frei fließender und größtenteils 

unverbauter Elbe und Saale und der Mündungen der Nebenflüsse zum Schutz der vielfäl-
tigen Lebensgemeinschaften von Pflanzen und Tieren und zur Sicherung von störungs-
armen Habitaten für Brut-, Rast- und Zugvögel.  

 Erhaltung der in Teilbereichen noch großflächig vorhandenen Auenwälder mit allen cha-
rakteristischen Tier- und Pflanzenarten einschließlich der Lebensgemeinschaften der Al-
ters- und Zerfallsphasen dieser Wälder sowie der Erhalt von artenreichen Beständen ty-
pischer Wiesengesellschaften mit gefährdeten Pflanzenarten als Lebensraum besonders 
geschützter und bedrohter Wiesenvögel.  
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Weder die Erhaltung der strukturreichen Flusstalaue der Elbe noch der Mündung eines ihrer 
Nebenflüsse werden durch die Festsetzungen des Bebauungsplans beeinträchtigt. Denn der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans ist dem Siedlungsbereich Ranies zuzurechnen. Bei 
dem Geltungsbereich des Bebauungsplans handelt es sich auch nicht um eine Waldfläche. 
Vielmehr halten die überbaubaren Grundstücksflächen im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans die Grenzabstände für Wald nach § 38 Nachbarschaftsgesetz (NbG) ein. Die Flächen 
der künftigen Baugrundstücke wurden bisher als Sportflächen (Sportplatz und Tennisplatz) 
genutzt. Diese Sportnutzung hat dazu geführt, dass im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans keine Wiesengesellschaften mit gefährdeten Pflanzenarten als Lebensraum besonders 
geschützter und bedrohter Wiesenvögel vorhanden sind.  
 
Die Entwicklung und Sicherung der dem Vorranggebiet für Natur und Landschaft II „Teile der 
Elbtalaue und des Saaletals“ nach dem Ziel 118 zugeordneten Funktionen wird deshalb 
durch den Bebauungsplan und dessen Festsetzungen nicht beeinträchtigt.  
 
Weitere flächenkonkrete Restriktionen enthält der Landesentwicklungsplan 2010 für das Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans nicht.  
 
Regionaler Entwicklungsplan Magdeburg 
 
Der Regionale Entwicklungsplan Magdeburg (REP Magdeburg) vom 17. Mai 2006 ist nach 
der Genehmigung mit Schreiben des Ministeriums für Bau und Verkehr vom 29. Mai 2006 
und nach der Bekanntmachung in den Amtsblättern der Mitglieder der Regionalen Planungs-
gemeinschaft in Kraft getreten.  
 
Im Regionalen Entwicklungsplan Magdeburg ist gemäß Ziel 5.7.3.5 das Vorbehaltsgebiet für 
den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems 16 „Elbaue zwischen Saalemündung und 
Ohremündung“ festgelegt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt ebenso wie die 
gesamte Ortslage Ranies innerhalb dieses Vorbehaltsgebietes.  
 
Es soll gemäß Ziel 5.7.3.6 eine Entwicklung von möglichst naturnahen Biotopen erfolgen, die 
die vorhandenen natürlichen und naturnahen Biotope in ihrer Funktion als Lebensraum un-
terstützt und die die Entwicklungsmöglichkeit der bestehenden Flora und Fauna verbessert. 
Die Flächen sollen aufgrund der vorhandenen Standortbedingungen und Strukturen entwi-
ckelt werden. Dabei sollen die bestehenden natürlichen und naturnahen Strukturen erhalten 
und in die Entwicklung mit eingebunden werden.  
 
Die wildlebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften sind als Teil des Na-
turhaushaltes in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schützen. Ihre 
Lebensräume einschließlich ihrer Rastplätze und Wanderwege sind zu erhalten, zu pflegen, 
zu entwickeln und erforderlichenfalls wiederherzustellen und zu verbinden. Dabei ist sicher-
zustellen, dass zwischen den Biotopen nach Lage, Größe, Struktur und Beschaffenheit der 
Austausch verschiedener Populationen und deren Ausbreitung gemäß ihren artspezifischen 
Bedürfnissen möglich ist, um so auch die innerartliche Vielfalt zu erhalten. 
 
Nach der Begründung zu diesem Ziel ist die Entwicklung der naturnahen Biotope wichtig, um 
speziell die Lebensbedingungen für Flora und Fauna zu verbessern wie zum Beispiel die 
daraus resultierende Vergrößerung des Lebensraumes. Die Flächen sollen aufgrund der 
vorhandenen Strukturen entwickelt werden und bestehende Strukturen sollen erhalten und 
mit eingebunden werden, da auf diese Weise Biotope geschaffen werden, die sich im Ein-
klang mit dem bestehenden Ökosystem entwickeln. Der Aufwand zur Entwicklung des Bio-
tops wird auf diese Weise wesentlich niedriger. 
 
Bei dem Geltungsbereich handelt es sich nicht um ein bestehendes Biotop, das zu erhalten 
wäre. Im Geltungsbereich sind auch keine naturnahen Biotope vorhanden, die im Sinne die-
ses Ziels zu entwickeln wären.  
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Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Regionalen Entwicklungsplan Magdeburg  

 
Zur Vervollständigung der Verkehrsinfrastruktur ist gemäß Ziel 5.9.4.5 ein Radwegenetz zu 
schaffen. Dabei soll eine Vernetzung der örtlichen Fahrradwegenetze erfolgen sowie das 
überregionale Radwegenetz ausgebaut und mit dem nachgeordneten Radwegenetz verbun-
den werden. Darüber hinaus hat für die Region Magdeburg der Ausbau und die Unterhaltung 
u. a, der europäisch und überregional bedeutsame Radwanderweg 6 „Elbe-Radweg“ (Ham-
burg – Magdeburg – Prag) besondere Bedeutung. In dem Abschnitt im Bereich Ranies ist die 
Trasse dieses Radweges als abgestimmte Planung eingetragen. Die eingetragene Trassie-
rung entspricht nicht dem gegenwärtigen Verlauf dieses Radweges im Bereich Ranies.  
 
Tatsächlich verläuft der Elberadweg im Bereich Ranies gegenwärtig auf dem Elbdeich. Damit 
ist der Elberadweg vom Geltungsbereich des Bebauungsplans nicht betroffen, sondern ver-
läuft ca. 100 m südwestlich vom Geltungsbereich.  
 
Regionaler Entwicklungsplan Magdeburg (2. Entwurf) 
 
Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg hat am 
3. März 2010 beschlossen den Regionalen Entwicklungsplan für die Planungsregion Magde-
burg (REP Magdeburg) neu aufzustellen. Der 1. Entwurf des Regionalen Entwicklungsplans 
Magdeburg lag in der Zeit vom 11.07.2016 bis 11.10.2016 öffentlich aus.  
 
Mit Beschluss vom 29. September 2020 hat die Regionalversammlung den 2. Entwurf mit 
Begründung sowie Umweltbericht gebilligt und für die Öffentlichkeitsbeteiligung frei gegeben. 
Die Regionalversammlung hat mit diesem Beschluss auch festgelegt, dass die Auslegungs-
frist 3 Monate beträgt. Die Auslegung ist noch nicht erfolgt. Der 2. Entwurf ist bereits veröf-
fentlicht2. Die Frist für Äußerungen zum 2. Planentwurf, seiner Begründung und zum Um-
weltbericht wird festgesetzt vom 16.11.2020 bis 18.12.2020 und vom 11.01.2021 bis 
05.03.2021. Somit sind die Ziele des 2. Entwurfs des Regionalen Entwicklungsplans Magde-

                                                
http://www.regionmagdeburg.de/Regionalplanung/Neuaufstellung-REP/index.php 
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burg als in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung und somit als sonstige Erforder-
nisse der Raumordnung im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG zu berücksichtigen.  
 

 

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Regionalen Entwicklungsplan Magdeburg (2. Entwurf) 

 
Die dezentrale Siedlungsstruktur in der Region Magdeburg mit ihrer Vielzahl leistungsfähiger 
Zentren soll gemäß Grundsatz 24 erhalten werden. Die Siedlungstätigkeit soll räumlich kon-
zentriert und auf ein System leistungsfähiger Zentraler Orte ausgerichtet werden. Die Ent-
wicklung der Gemeinden soll den Bedingungen sinkender Bevölkerungszahlen angepasst 
werden. Die Wiedernutzung brachgefallener Siedlungsflächen soll der Vorrang vor der Inan-
spruchnahme von Freiflächen gegeben werden. Eine weitere Zersiedlung der Landschaft soll 
vermieden werden.  
 
Diesem Grundsatz wird bei der Aufstellung des Bebauungsplans Rechnung getragen. Der 
Bebauungsplan dient nur der Eigenentwicklung der Ortschaft Ranies. Brachgefallene Sied-
lungsflächen, die wiedergenutzt werden könnten, sind in der Ortslage Ranies nicht vorhan-
den.  
 
In den Vorbehaltsgebieten für den Aufbau eines ökologischen Verbundsystems soll gemäß 
Grundsatz 97 die Zugänglichkeit der Landschaft für Erholungssuchende sichergestellt und 
durch geeignete Erschließungsmaßnahmen gelenkt werden. Entsprechend dem Landesent-
wicklungsplan wird gemäß Grundsatz 98 das Vorbehaltsgebiet für den Aufbau eines ökologi-
schen Verbundsystems 9 „ Teile des Elbetals“ festgelegt. Anders als im Landesentwick-
lungsplan und dem gegenwärtig geltenden Regionalen Entwicklungsplan spart der 2. Entwurf 
des Regionalen Entwicklungsplans die Ortslage Ranies von diesem Vorbehaltsgebiet aus.  
 
Der Entwurf des Regionalen Entwicklungsplans enthält gemäß Ziel 72 den Elberadweg 
(Cuxhaven – Magdeburg – Spindleruv Mlyn / Tschechien) als wichtige Verbindung. Nach 
diesem Ziel bildet die Infrastruktur für den rad- und fußläufigen Verkehr einen wichtigen Be-
standteil der Daseinsvorsorge für die Region Magdeburg. Im Bereich Ranies ist dieser Rad-
weg in der gegenwärtig vor Ort bestehenden Trassierung auf dem Elbdeich eingetragen.  
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Zu den Vorbehaltsgebieten für Hochwasserschutz zählen gemäß Grundsatz 102 in der Pla-
nungsregion Magdeburg auch Gebiete hinter den Deichen, die einen geringen Grundwasser-
flurabstand aufweisen (<2 m) und aufgrund eines Hochwassers vernässt werden können. In 
diesen grundwassersensiblen Gebieten sollen bauliche und technische Vorkehrungen getrof-
fen werden, um zukünftig Schäden an Bebauungen und Infrastruktur zu vermeiden. Als Vor-
behaltsgebiete für Hochwasserschutz wird gemäß Grundsatz 103 festgelegt das Gebiet 4 
„Elbe“.  
 
Bei Hochwassersituationen oft auch im Zusammenhang mit Starkniederschlägen kann es zu 
einem Anstieg des Grundwassers (Grundhochwasser) und damit zu Vernässungen kommen, 
durch die Gebäude und Infrastruktur beschädigt werden können, auch wenn die Flächen 
selbst nicht vom Hochwasser erreicht werden. Die Vernässungsflächen werden nicht als 
Vorbehaltsgebiet für Vernässung festgelegt, sondern gehören zu den Hochwasserrisikoge-
bieten und damit zu den Vorbehaltsgebieten für Hochwasserschutz.  
 
Die Festlegung von Vorbehaltsgebieten für Hochwasserschutz dient dem vorbeugenden 
Hochwasserschutz bzw. der Risikovorsorge. Da Hochwasserschutzanlagen keine absolute 
Sicherheit garantieren, ist hinter den Deichen eine stärkere Berücksichtigung des Restrisikos 
notwendig. Zur räumlichen Abgrenzung der kartografisch dargestellten Vorbehaltsgebiete 
wurden Daten des Landesbetriebs für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-
Anhalt (LHW) generalisiert, die ein Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit oder Ext-
remereignis (200-jährliches Ereignis, HQ200/HQextrem) ohne Berücksichtigung von Hochwas-
serschutzanlagen simulieren.  
 
Dem Vorbehaltsgebiet für Hochwasserschutz wird dadurch im Bebauungsplan Rechnung 
getragen, dass im Allgemeinen Wohngebiet bei der Errichtung und Erweiterung von Gebäu-
den Kellergeschosse ausgeschlossen werden. Zudem wird im Bebauungsplan das Hoch-
wasserrisikogebiet vermerkt und auf ausgewählte Schutzvorschriften des Wasserhaushalts-
gesetzes in Hochwasserrisikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten hinge-
wiesen wird.  
 
Nach der Begründung zu Grundsatz 122 sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruch-
nahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeit der Entwicklung der Gemeinde 
insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere 
Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendi-
ge Maß zu begrenzen. Unversiegelte und ungenutzte Flächen sind in der jeweiligen Planbe-
gründung zu erfassen. Möglichkeiten der Wiedernutzbarmachung von Flächen wurden ge-
prüft, sind jedoch nicht vorhanden. 
 
Die Berücksichtigung von Böden mit besonderer Funktionalität (insbesondere naturnahe 
Böden, Böden mit hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit, Böden mit besonderer Archivfunkti-
on, mit besonderer Speicherfunktion, mit besonderer Filterfunktion und besonderer Biotop-
entwicklungsfunktion sowie in ihren Funktionen erheblich beeinträchtigte Böden) in der Ab-
wägung bei allen Planungen dient nach der Begründung zu Grundsatz 122 dem vorsorgen-
den Bodenschutz. Entsprechende Böden mit besonderer Funktionalität werden durch die 
Aufstellung des Bebauungsplans nicht in Anspruch genommen.  
 
Bei Planungen und Maßnahmen, bei denen Boden in Anspruch genommen wird, ist gemäß 
Ziel 102 vor der Neuversiegelung von Flächen zu prüfen, ob bereits versiegelte und/oder 
erschlossene Flächen und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung sowie der maßvollen 
Nachverdichtung genutzt werden können. In allen Städten und Gemeinden sind vor einer 
Inanspruchnahme von unversiegelten Flächen prioritär bereits festgesetzte, jedoch 
unausgelastete, Bauflächen in Anspruch zu nehmen. Bereits versiegelte oder erschlossene 
Flächen, die für die Entwicklung eines Wohngebiets genutzt werden könnten, sind in der 
Ortslage Ranies nicht vorhanden. 
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3.2 Landschaftsplan 
 
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind gemäß § 1a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in der Abwägung 
die Darstellungen von Landschaftsplänen zu berücksichtigen. Die Inhalte der Landschafts-
planung dienen der Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege. In Planungen und Verwaltungsverfahren sind gemäß § 9 Abs. 5 Satz 1 
BNatSchG die Inhalte der Landschaftsplanung zu berücksichtigen. Soweit den Inhalten der 
Landschaftsplanung in den Entscheidungen nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies 
gemäß § 9 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG zu begründen.  
 
Für die Ortslage Ranies ist ein Landschaftsplan nicht vorhanden.  
 
 

3.3 Flächennutzungsplan 
 
Der Stadtrat der Stadt Schönebeck (Elbe) hat mit Beschluss vom 07.12.2017 die Zusam-
menführung der Teilflächennutzungspläne Flächennutzungsplan Schönebeck (Elbe) 2020, 
Flächennutzungsplan Plötzky - 1. Änderung, Flächennutzungsplan Pretzien - 1. Änderung 
und Flächennutzungsplan Ranies - 1. Änderung zu einem Gesamtflächennutzungsplan der 
Stadt Schönebeck (Elbe) beschlossen. Der Gesamtflächennutzungsplan Schönebeck (Elbe) 
in der Fassung vom 20.04.2017 trägt die Bezeichnung „Flächennutzungsplan Schönebeck 
(Elbe)“. Der Flächennutzungsplan Schönebeck (Elbe) wurde am 17.12.2017 neu bekannt 
gemacht.  
 

 

Abbildung 4: Flächennutzungsplan Schönebeck (Elbe) (Ausschnitt) 

 
Der wirksame Flächennutzungsplan Schönebeck (Elbe) stellt das Gebiet des künftigen 
Wohngebiets im Geltungsbereich des Bebauungsplans als Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung "Sportplatz" dar.  
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Damit ist der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  
 
Im beschleunigten Verfahren kann gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB ein Bebauungsplan, 
der von Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, auch aufgestellt werden, bevor 
der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist; die geordnete städtebauliche Entwick-
lung des Gemeindegebiets darf nicht beeinträchtigt werden; der Flächennutzungsplan ist im 
Wege der Berichtigung anzupassen. Die städtebauliche Entwicklung der Stadt Schöne-
beck (Elbe) wird durch die Aufstellung des Bebauungsplans nicht beeinträchtigt. 
 
Der Flächennutzungsplan ist nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung an-
zupassen. Der Bebauungsplan steht der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung der 
Stadt Schönebeck (Elbe) nicht entgegen.  
 
 

4. Ziele und Zwecke des Bebauungsplans 
 
Grundsätzlich soll der Bebauungsplan eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die 
sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen miteinander in Einklang 
bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung ge-
währleisten.  
 
Vorrangiges Ziel der Aufstellung des Bebauungsplans ist die Schaffung von Baurecht für die 
Entwicklung eines kleinen Wohngebiets an der westlichen Seite der Straße „Am Sportplatz“ 
in der Ortslage Ranies.  
 
Der Bebauungsplan berücksichtigt insbesondere folgende Belange: 
 
- die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse (§ 1 Abs. 6 

Nr. 1 BauGB)  
- die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit mehreren 

Kindern, (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 
- die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 
- die Bevölkerungsentwicklung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 
- die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener 

Ortsteile (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) 
- die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege, (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 
- die Belange des Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge, insbesondere die 

Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB) 
 
Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche 
Ordnung. Er bildet die Grundlage für weitere, zum Vollzug des Baugesetzbuchs erforderliche 
Maßnahmen.  
 
Für das Plangebiet sollen durch den Bebauungsplan keine örtlichen Bauvorschriften erlas-
sen werden.  
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5. Planinhalte und Festsetzungen 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
 
Das Baugebiet im Geltungsbereich wird als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt.  
 
Allgemeine Wohngebiete (WA) dienen vorwiegend dem Wohnen. 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind folgende Nutzungen (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 BauNVO) 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil dieser Satzung:  
1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,  
2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,  
3. Anlagen für Verwaltungen,  
4. Gartenbaubetriebe,  
5. Tankstellen  
(textliche Festsetzung 1)  
 
Somit sind im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA allgemein zulässige Nutzungsar-
ten:  
1. Wohngebäude,  
2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-

wie nicht störenden Handwerksbetriebe,  
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
 
Nach dem Leitsatz 2 des Beschlusses des VGH München vom 04.05.2018 (Az. 
15 NE 18.382) ist die Gemeinde bei der Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets (WA) 
im vereinfachten Verfahren nach § 13b BauGB zumindest gehalten, über § 1 Abs. 5  
BauNVO diejenigen Nutzungen auszuschließen, die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 BauNVO in 
Verbindung mit § 31 Abs. 1 BauGB ausnahmsweise zugelassen werden können. Diese 
Rechtsprechung wird bestätigt durch den Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs Baden-
Württemberg vom 14.04.2020 (Az. 3 S 6/20). Nach Leitsatz 3 dieses Beschlusses können in 
einem gemäß § 13b BauGB aufgestellten Bebauungsplan auch Allgemeine Wohngebiete 
ausgewiesen werden; allerdings müssen die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zu-
lässigen Nutzungen ausgeschlossen werden. 
 
Nach der textlichen Festsetzung 1 werden in dem Allgemeinen Wohngebiet WA alle Nutzun-
gen ausgeschlossen, die nach § 4 Abs. 3 BauNVO in Allgemeinen Wohngebieten aus-
nahmsweise zugelassen werden können.  
 
Das Ortsbild im festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet WA soll darüber hinaus nicht durch 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen beeinträchtigt werden, die im Gebiet des Bebauungs-
plans und dessen näherer Umgebung bisher nicht vorhanden und somit untypisch sind.  
 
 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Das zulässige Maß der baulichen Nutzung wird im Allgemeinen Wohngebiet WA durch die 
Grundflächenzahl (GRZ, § 19 Abs. 1 BauNVO), die Geschossflächenzahl (GFZ, § 20 Abs. 2 
BauNVO), die Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO in Verbindung mit § 87 Abs. 2 
BauO LSA) und die Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) bestimmt.  
 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA wird die Grundflächenzahl mit 0,4 festgesetzt. Die festge-
setzte Grundflächenzahl entspricht dem Orientierungswert für die Obergrenze für die Grund-
flächenzahl in Allgemeinen Wohngebiet WA nach § 17 BauNVO von 0,4. Damit wird der 
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Orientierungswert für die Obergrenze für die Grundflächenzahl in Allgemeinen Wohngebie-
ten (WA) ausgeschöpft. 
 
Die Zahl der Vollgeschosse wird im Allgemeinen Wohngebiet (WA) mit bis zu zwei Vollge-
schossen festgesetzt. Dies entspricht der maximal vorhandenen Geschossigkeit der be-
nachbarten Gebäude an der Straße „Am Sportplatz“. Nach § 87 Abs. 2 Satz 1 BauO LSA 
gelten Geschosse als Vollgeschosse, wenn deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 
1,60 m über die Geländeoberfläche hinausragt und sie über mindestens zwei Drittel ihrer 
Grundfläche eine lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben. 
 
Die Geschossflächenzahl wird mit 0,8 festgesetzt. Damit wird der Orientierungswert für die 
Obergrenze für die Geschossflächenzahl in Allgemeinen Wohngebieten (WA) deutlich unter-
schritten. Da ohnehin nur zwei Vollgeschosse zulässig sind, ist die Festsetzung einer höhe-
ren Geschossflächenzahl nicht erforderlich.  
 
Die Höhe baulicher Anlagen wird als Höchstmaß für die Oberkante (OK) baulicher Anlagen 
in m ü. NHN festgesetzt. Hierfür wird ein Maß von 59,0 m ü. NHN gewählt. Dieses Maß be-
rücksichtigt die Möglichkeit, Gebäude mit zwei Vollgeschossen und ausgebautem Steildach 
zu errichten.  
 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist gemäß § 16 Abs. 5 BauNVO die Errichtung und Erweite-
rung von Gebäuden ausschließlich ohne Kellergeschoss zulässig (textliche Festsetzung 2). 
Aus Gründen des vorsorgenden Hochwasserschutzes werden im Allgemeinen Wohngebiet 
wegen dessen räumlicher Lage im Hochwasserrisikogebiet der Elbe bei der Errichtung und 
Erweiterung von Gebäuden Kellergeschosse ausgeschlossen.  
 
 

5.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 
 
Bauweise  
 
Im Plangebiet wird keine Bauweise festgesetzt. Die Festsetzung einer Bauweise wird hier 
nicht für städtebaulich erforderlich gehalten.  
 
Baugrenzen und Baulinien 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen und Baulinien festgesetzt. 
Eine Festsetzung von Baulinien, auf denen gebaut werden muss, erscheint städtebaulich nur 
längs der Straße „Am Sportplatz“ an den vorderen Seiten der Baugrundstücke erforderlich.  
 
Die Baugrenzen und Baulinien werden räumlich so festgesetzt, dass deren Verlauf die Min-
desttiefe der Abstandsflächen berücksichtigt. Nach § 6 Abs. 5 Satz 1 BauO LSA beträgt die 
Tiefe der Abstandsflächen beträgt 0,4 H, mindestens 3 m. Die Tiefe der Abstandsflächen 
bemisst sich gemäß § 6 Abs. 4 BauO LSA nach der Wandhöhe; sie wird senkrecht zur Wand 
gemessen. Wandhöhe ist das Maß von der Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der 
Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand. 
 
Die Baugrenzen und Baulinien werden als durchgehendes Baufenster mit einem Abstand 
von 3,0 m zu den festgesetzten Verkehrsflächen und zur angrenzenden öffentlichen Grünflä-
che längs der Kreisstraße festgesetzt. Die rückwärtige Baugrenze wird mit einer Bautiefe von 
20,0 m festgesetzt. Damit wird den künftigen Grundstückseigentümern ein hohes Maß an 
Flexibilität bei der Anordnung der Gebäude auf den Baugrundstücken ermöglicht.  
 
Die Festsetzung einer Baulinie an den vorderen Seiten der Baugrundstücke führt zu einer 
harmonischen Anordnung der Gebäude längs der Straße „Am Sportplatz“. Diese Festset-
zung findet ihr Vorbild in den fünf an der Dorfstraße unmittelbar an das Plangebiet angren-
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zend errichteten Gebäuden, die mit einem einheitlichen Abstand zur Dorfstraße gebaut wor-
den sind.  
 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA wird die räumliche Lage der Baugrenze zum angrenzenden 
Wald so gewählt, dass der Grenzabstand für Wald nach dem Nachbarschaftsgesetz (NbG) 
eingehalten wird.  
 
Mit Wald sind gemäß § 38 Abs. 1 Nr. 3 NbG von den benachbarten Grundstücken mit Aus-
nahme von Ödland, öffentlichen Verkehrsflächen, öffentlichen Grünflächen, Gewässern und 
anderem Wald mit Gehölzen, die erfahrungsgemäß über 4 Meter Höhe erreichen können, 
ein Abstand von 8 Metern einzuhalten. Waldbäume können in der Regel eine Höhe von über 
4 Meter erreichen. Aus diesem Grund wird längs des angrenzenden Walds die Baugrenze 
mit einem Abstand von 8,0 m zum Waldflurstück festgesetzt.  
 
Hausformen 
 
Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig sind. Damit 
werden Hausgruppen (Reihenhäuser) ausgeschlossen. Die Errichtung von Reihenhäusern 
ist städtebaulich nicht erwünscht und steht im Widerspruch zu der tatsächlich vor Ort vor-
handenen Nachfrage (siehe auch Kapitel 1).  
 
 

5.4 Höchstmaß für Wohnbaugrundstücke 
 
Da der Bebauungsplan keine Grenzen der künftigen Baugrundstücke festsetzen kann, be-
steht die Gefahr, dass in der Verwirklichung des Bebauungsplans auch weniger Baugrund-
stücke als die gegenwärtig fünf geplanten gebildet werden. Deshalb soll im Bebauungsplan 
eine Mindestanzahl an Baugrundstücken im Plangebiet gewährleistet werden. Deshalb wird 
für das Allgemeine Wohngebiet im Geltungsbereich des Bebauungsplans ein Höchstmaß für 
Wohnbaugrundstücke nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB festgesetzt. Dieses Höchstmaß wird mit 
750 m² festgesetzt und ist so bemessen, dass innerhalb des Allgemeinen Wohngebiets in 
jedem Fall mindestens fünf Wohnbaugrundstücke gebildet werden. Diese Festsetzung dient 
dem sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden, denn eine Begrenzung der 
Größe der Wohnbaugrundstücke führt unmittelbar zu einem sparsamen Umgang mit Grund 
und Boden.  
 
 

5.5 Verkehrsflächen 
 
Das Plangebiet wird über die Kreisstraße 1296 im Zuge der Straße „Am Sängerwäldchen“ 
und der Dorfstraße an das übergeordnete Straßennetz angebunden. Die K 1296 führt von 
der B 246a in Plötzky über Pretzien nach Ranies und von dort längs der Elbe zurück zur 
B 246a.  
 
Die Fahrbahn der Straße „Am Sportplatz“ ist gegenwärtig mit Beton befestigt und für einen 
Begegnungsverkehr zu schmal. Die Straße „Am Sportplatz“ soll künftig auf eine Breite von 
5,50 m ausgebaut werden, diese Breite ermöglicht einen Begegnungsfall von Lkw und Pkw. 
Diese Breite berücksichtigt auch die Anforderungen der „Richtlinie über Flächen für die Feu-
erwehr“.  
 
Es wird davon ausgegangen, dass ein Befahren des südlichen Abschnittes des im Plange-
biet gelegenen Teils der Straße „Am Sportplatz“ nicht mit Lkw und auch nicht mit Müllfahr-
zeugen befahren werden muss. Für die beiden am nächsten zum angrenzenden Wald gele-
genen Baugrundstücke ist das Pumpen des Schmutzwassers erforderlich. Die hierfür nötige 
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Pumpstation soll unterirdisch angeordnet werden. Auf der Fläche der Pumpstation können 
an den Abfuhrtagen die Abfallsammelbehälter dieser beiden Grundstücke aufgestellt werden.  
 
Da der nördliche Abschnitt der Straße „Am Sportplatz“ auch von Lkw befahren werden soll, 
ist von dem abknickenden Ast der Straße „Am Sportplatz“ in Richtung der Kreisstraße ein 
größerer Bogenradius erforderlich als von dort in Richtung Waldrand. Der Dadurch kann der 
südliche Abschnitt der Straße „Am Sportplatz“ näher an den bereits bebauten Bereich her-
angeführt werden als der nördliche Abschnitt dieser Straße. Dadurch ergibt sich ein Ver-
schwenken der Straße „Am Sportplatz“ von deren nördlichen zu deren südlichen Abschnitt.  
 
Am Waldrand erhält die Straße „Am Sportplatz“ einen Wendehammer für Pkw nach Bild 55 
der „Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen“ (RASt 06). Die Freihaltezone ist in die im 
Bebauungsplan festgesetzte Verkehrsfläche einbezogen.  
 
An der Kreisstraße bindet die ausgebaute Straße „Am Sportplatz“ an die bereits ausgebaute 
Einmündung dieser Straße in die Kreisstraße an.  
 
Die vorhandenen Zufahrten und Zuwegungen von der Straße „Am Sportplatz“ zu den bereits 
bebauten Grundstücken werden in die im Bebauungsplan festgesetzte Verkehrsfläche dieser 
Straße einbezogen.  
 
Die Straße „Am Sportplatz“ soll als Mischverkehrsfläche angelegt und verkehrsberuhigt aus-
gestaltet werden. Gesonderte Gehwege sind deshalb nicht vorgesehen. Die Straßenfläche 
wird als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung "Verkehrsberuhigter Bereich" festgesetzt.  
 
Zwischen dem Wohngebiet und dem Waldrand soll ein Weg angelegt werden, der es ermög-
licht, aus der Ortslage eine Zuwegung zum verbliebenen Sportplatz zu gewährleisten. Dieser 
Weg kann entlang dem Waldrand in Richtung Förstertreppe weitergeführt werden. Dann 
kann die verkehrliche Erschließung der verbleibenden Fläche des Sportplatzes Ranies über 
die Förstertreppe (Flurstück 10041 der Flur 4 der Gemarkung Ranies) erfolgen. Die Wege-
fläche wird im Bebauungsplan als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung "Ländlicher 
Weg“ festgesetzt.  
 
Für diesen Weg wird eine Breite von 3,0 m vorgesehen. Diese Breite gewährleistet, dass der 
Weg auch von z.B. Karnevalsfahrzeugen befahren werden kann. Damit der Weg im Zusam-
menhang mit dem Karnevalsumzug auch mit Anhängern befahren werden kann, wird er zum 
Wendehammer der Straße „Am Sportplatz“ hin aufgeweitet. Diese Aufweitung ist bemessen 
auf der Grundlage der Schleppkurve eines Traktors mit einem Anhänger.  
 
Die längs der Straße „Am Sängerwäldchen“ angelegten Stellplätze liegen teilweise im Plan-
gebiet. Diese im Plangebiet gelegenen Teilflächen der Stellplätze werden im Bebauungsplan 
als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung "Parkplatz" festgesetzt. Diese Stellplätze sind 
auch für Besucher des künftigen Wohngebietes ausreichend, so dass im Plangebiet keine 
öffentlichen Stellplätze vorgesehen sind.  
 
Gesonderte Anlagen für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) sind nicht vorgese-
hen. Das Plangebiet liegt fußläufig gut erreichbar zur Bushaltestelle "Ranies", die von der 
zwischen Schönebeck über Grünewalde, Plötzky, Pretzien nach Ranies verkehrenden Regi-
onalbuslinie angefahren wird.  
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5.6 Versorgungsanlagen, Abfallentsorgung und Abwasserbeseiti-
gung 

 
Versorgung  
 
In der Straße „Am Sportplatz“ sind in dem Abschnitt zwischen der Kreisstraße und dem ab-
knickenden Ast der Straße „Am Sportplatz“ bereits Leitungen vorhanden. Vor den beiden 
dem Waldrand am nächsten gelegenen Baugrundstücken sind bisher keine Leitungen vor-
handen.  
 
Elektrizität  
 
Betreiber des Verteilnetzes für Strom sind im Plangebiet und dessen näherer Umgebung die 
Stadtwerke Schönebeck GmbH. Der Bebauungsplan enthält keine Festsetzungen zu einer 
möglichen Straßenbeleuchtung der Straße „Am Sportplatz“.  
 
Gas 
 
Das Plangebiet ist nicht an das Gasnetz angeschlossen.  
 
Trinkwasser 
 
Betreiber des Verteilnetzes für Trinkwasser im Plangebiet und dessen näherer Umgebung 
sind die Stadtwerke Schönebeck GmbH.  
 
Löschwasser  
 
Die Gemeinden haben gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt (BrSchG) insbesondere für eine ausreichende Löschwasserversor-
gung Sorge zu tragen. Gemeinden im Sinne des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes 
sind gemäß § 1 Abs. 1 BrSchG die Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden.  
 
Die Bemessungsgrundlage für den Grundschutz an Löschwasser ergibt sich aus dem 
DVGW-Arbeitsblatt W 405 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwas-
serversorgung). Danach ist der Löschwasserbedarf in Abhängigkeit von der baulichen Nut-
zung und der Gefahr der Brandausbreitung zu ermitteln (Tabelle auf S. 6 des Arbeitsblatts).  
 
Die Richtwerte für den Löschwasserbedarf geben gemäß Abschnitt 4.3 des Arbeitsblattes 
den Gesamtbedarf an, unabhängig davon, welche Entnahmemöglichkeiten jeweils bestehen 
und in welchem Umfang diese genutzt werden können. Die Richtwerte beziehen sich gemäß 
Abschnitt 4.4 des Arbeitsblattes auf den Normalfall, d.h. auf die vorhandene bzw. im Be-
bauungsplan vorgesehene bauliche Nutzung. In der Regel soll das Löschwasser gemäß Ab-
schnitt 4.5 des Arbeitsblattes für eine Löschzeit von 2 Stunden zur Verfügung stehen.  
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird für Allgemeine Wohngebiete in der Tabelle des Ar-
beitsblatts durch die Zahl der Vollgeschosse und die Geschossflächenzahl definiert. Im Be-
bauungsplan wird die Zahl der Vollgeschosse im Allgemeinen Wohngebiet WA mit bis zu 
zwei Vollgeschossen festgesetzt. Die Geschossflächenzahl wird im Allgemeinen Wohnge-
biet WA mit 0,8 festgesetzt. Für Allgemeine Wohngebiete mit bis zu drei Vollgeschossen und 
einer Geschossflächenzahl von bis zu 0,6 beträgt der Löschwasserbedarf bei einer kleinen 
Gefahr der Brandausbreitung 48 m³/h, die über 2 Stunden bereitzustellen sind.  
 
Eine große Gefahr der Brandausbreitung besteht bei nicht feuerhemmenden Außenwänden 
und weichen Bedachungen. Eine kleine Gefahr der Brandausbreitung ist bei feuerhemmen-
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den Außenwänden und harten Bedachungen gegeben. Eine mittlere Gefahr der Brandaus-
breitung setzt entweder feuerhemmende Außenwände oder harte Bedachungen voraus.  
 
Feuerbeständige oder feuerhemmende Umfassungen sind solche, die die Anforderungen 
des § 27 Abs. 2 Satz 1 BauO LSA erfüllen. Danach müssen nichttragende Außenwände und 
nichttragende Teile tragender Außenwände aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; sie 
sind aus brennbaren Baustoffen zulässig, wenn sie als raumabschließende Bauteile feuer-
hemmend sind. Im Plangebiet wird nur die Errichtung von Wohngebäuden mit feuerbestän-
digen oder feuerhemmenden Umfassungen erwartet. Dies entspricht den Erfahrungen in 
neuen Wohngebieten benachbarter Gemeinden.  
 
Harte Bedachungen sind gemäß § 31 Abs. 1 BauO LSA Bedachungen, die gegen Flugfeuer 
und strahlende Wärme widerstandsfähig sind. Die Bedachung muss gemäß § 31 Abs. 1 
BauO LSA gegen Flugfeuer und strahlende Wärme widerstandsfähig sein. Gebäude mit wei-
chen Bedachungen sind im Gebiet des Bebauungsplans nicht vorhanden und auch künftig 
nicht zu erwarten.  
 
Im Allgemeinen Wohngebiet werden nur bauliche Anlagen mit Außenwänden aus nicht-
brennbaren oder feuerhemmenden Baustoffen erwartet, so dass dort von einer kleinen Ge-
fahr der Brandausbreitung ausgegangen wird.  
 
Von den Löschwasserentnahmemöglichkeiten ausgehend werden gemäß Abschnitt 6.3 des 
Arbeitsblattes Brandobjekte in einem Umkreis von jeweils 300 m erfasst. Es wird davon aus-
gegangen, dass das gesamte festgesetzte Allgemeine Wohngebiet in einem Umkreis von 
300 m um den nächstgelegenen Hydrant liegt.  
 
Löschwasserentnahmestellen sind durch Schilder nach DIN 4066 "Hinweisschilder für die 
Feuerwehr" (Ausgabe Juli 1997) zu kennzeichnen.  
 
Telekommunikation  
 
In dem im Plangebiet gelegenen Abschnitt der Straße „Am Sportplatz“ befinden sich Tele-
kommunikationslinien der Deutschen Telekom AG von der Kreisstraße bis zum Gebäude Am 
Sportplatz 2, von denen aus das Plangebiet erschlossen werden kann. Für die beiden dem 
Waldrand am nächsten gelegenen Baugrundstücke sind die Telekommunikationslinien zu 
verlängern.  
 
Nach § 77i Abs. 7 Satz 2 Telekommunikationsgesetz (TKG) ist im Rahmen der Erschließung 
von Neubaugebieten stets sicherzustellen, dass geeignete passive Netzinfrastrukturen, aus-
gestattet mit Glasfaserkabeln, mitverlegt werden.  
 
Abwasserbeseitigung  
 
Die Abwasserbeseitigung im Plangebiet und dessen näherer Umgebung obliegt der Abwas-
serentsorgung Schönebeck GmbH (AbS). Das im Plangebiet anfallende Abwasser wird im 
Trennsystem entwässert. Der vorhandene Regenwasserkanal ist bereits ausgelastet, so 
dass das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser vor Ort zurückgehalten werden 
muss.  
 
Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlagswasser soll auf den Baugrundstü-
cken versickert werden. Das auf der Straße „Am Sportplatz“ im Plangebiet anfallende Nie-
derschlagswasser soll in eine Mulde in der Grünfläche längs der nordwestlichen Straßensei-
te geleitet werden. Über eine Rigole unter der Mulde kann das Regenwasser zur Versicke-
rung an der tiefsten Stelle über einen Versickerungsbrunnen zur Versickerung gebracht wer-
den.  
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Zu dem Bebauungsplan wurde ein Geotechnischer Bericht (GeoMD 2020) erstellt. Im Rah-
men der geotechnischen Erkundung wurden u. a. 2 Siebanalysen zur Ermittlung des Durch-
lässigkeitsbeiwertes kf hinsichtlich Versickerungsfähigkeit anstehender Böden durchgeführt. 
Das Grundwasser wurde je nach Höhenläge des Bohransatzpunktes bei 3,60/3,70 m unter 
Geländeoberkante (GOK) angeschnitten. Gemäß dem Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, 
Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ ist kein versicke-
rungsfähiger Raum von mindestens 1,00 m gegeben. Die Versickerung meteorischer Wässer 
(Regenwasser) ist durch technische Maßnahmen über Versickerungsschächte möglich. Hier-
für müssen die versickerungsfähigen Schichten ab 2,30 m Tiefe erreicht werden. Hier emp-
fiehlt es sich eine Zisterne bzw. einen Versickerungsbrunnen, entsprechender Dimension zu 
setzen. Diese Anlagen müssen den Anforderungen des Arbeitsblatts DWA-A138 „Planung, 
Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ vom April 2005 
entsprechen.  
 
Nach den Ausführungen der unteren Wasserbehörde in der Stellungnahme des Salzland-
kreises zum Entwurf des Bebauungsplans vom 18.01.2022 ist die Versickerung des Nieder-
schlagswassers wegen dessen Verunreinigungen nicht über oder in Brunnen zulässig. Die 
Versickerung über Schächte mit einem entsprechend ausreichenden Abstand zum mittleren 
höchsten Grundwasserstand (mhGW) ist zulässig. Deshalb muss die Versickerung entweder 
auf andere Weise erfolgen oder das Niederschlagswasser muss vorgereinigt werden. Der als 
Bemessung zugrunde zu legende mittlere höchste Grundwasserstand (mhGW) soll zuvor 
beim Gewässerkundlichen Landesdienst des Landesbetriebes für Hochwasserschutz und 
Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt erfragt werden. Die gezielte Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers in das Grundwasser ist wasserrechtlich genehmigungspflichtig.  
 
Der Schmutzwasserkanal in der Straße „Am Sportplatz“ weist nur eine Tiefenlage von ca. 
1,35 m bis 1,52 m unter Geländeoberkante auf. Vor den beiden dem Waldrand am nächsten 
gelegenen Baugrundstücken ist noch kein Schmutzwasserkanal vorhanden.  
 
Die Veolia Wasser Deutschland GmbH schlägt in ihrer Stellungnahme zum Vorentwurf vom 
08.06.2021 namens und im Auftrag der Abwasserentsorgung Schönebeck GmbH (AbS 
GmbH) zwei Varianten für die Beseitigung des Schmutzwassers vor: 
Variante 1 (Vorzugsvariante): 
Errichtung von privaten Hauspumpwerken -wie sie beispielsweise im Wohngebiet Kunstan-
ger eingesetzt werden- und Anschluss über eine öffentliche Abwasserdruckleitung an den 
bestehenden öffentlichen Schacht SBK-S-005876.  
Variante 2: 
Neuverlegung eines öffentlichen Schmutzwasserkanals im Rahmen des Straßenausbaus ab 
dem öffentlichen Schacht SBK-S-005874 mit einer Baulänge von ca. 65 m und einem Min-
destgefälle von 1:200. Der letzte Schacht hätte dann eine Sohltiefe von ca. 48,56 m ü. NHN 
und eine Überdeckung von mindestens 1,00 m über Kanalsohle wäre noch gegeben. Bei 
einer Aufschüttung der zukünftigen Wohngrundstücke etwa auf Höhe des zukünftigen Stra-
ßenniveaus könnten die Grundstücke mittels Freigefällekanälen angeschlossen werden.  
 
Abfallentsorgung 
 
Die öffentliche Abfallversorgung für das Plangebiet erfolgt durch den Kreiswirtschaftsbetrieb 
des Salzlandkreises.  
 
Die Wendeanlage der Straße „Am Sportplatz“ vor dem Waldrand wird nicht für Müllfahrzeuge 
bemessen, so dass Müllfahrzeuge nicht den Straßenabschnitt vor den Parzellen 4 und 5 
befahren können. Deshalb wird unmittelbar südlich der Abzweigung des Astes der Straße 
„Am Sportplatz“ eine Fläche für die Abfallbeseitigung festgesetzt, auf denen die Abfallsam-
melbehälter der Parzellen 4 und 5 an den Leerungstagen aufgestellt werden können. Diese 
Fläche wird für die Abfallsammelbehälter der Baugrundstücke 4 und 5 für alle Abfallfraktio-
nen ausreichend groß bemessen. Dabei wurde von vier Abfallfraktionen ausgegangen, die 
sich je Parzelle auf je zwei Behälter mit 80 l und 120 l Größe verteilen.  
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In den Ausführungen des Kreiswirtschaftsbetriebs (KWB) in der Stellungnahme des Salz-
landkreises zum Entwurf des Bebauungsplans vom 18.01.2022 wird darauf hingewiesen, 
dass die Behältergröße (Abfallsammelbehälter) von 80 I durch den KWB nicht vorgehalten 
wird. Des Weiteren erfolgt die Bemessung des Volumens und der Behältergrößen durch den 
KWB. Hierbei sind die tatsächlichen Bewohner der Wohnungen/ Häuser auschlaggebend. 
Beispielsweise beinhaltet die Ausstattung eines 4-Personenhaushaltes folgende Behälter-
größen: Restabfall 120 Liter, Bioabfall 120 Liter, Papierabfall 240 Liter sowie Leichtverpa-
ckung 120 Liter. Auf der Grundlage dieser Angaben wurde überprüft, ob die im Bebauungs-
plan festgesetzte Fläche für die Abfallbeseitigung auch für je drei Behälter mit 120 l und je 
einen Behälter mit 240 l Größe ausreichend bemessen ist. Die Fläche für die Abfallbeseiti-
gung ist auch hierfür ausreichend bemessen. 
 
 

5.7 Grünflächen 
 
Zwischen den bereits bebauten Grundstücken und der künftigen Verkehrsfläche der Straße 
„Am Sportplatz“ werden die bisherigen Rasenflächen auf dem Straßengrundstück als öffent-
liche Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ festgesetzt. Eine weitere Grün-
fläche wird längs der Straße „Am Sängerwäldchen“ mit der gleichen Zweckbestimmung fest-
gesetzt. Dabei handelt es sich um die Fläche zwischen den Stellplätzen längs der Straße 
und dem Wohngebiet, auf der sich u. a. eine Hecke aus Sträuchern befindet.  
 
Zwischen den Baugrundstücken und der Straße „Am Sportplatz“ wird eine Grünfläche mit 
einer Breite von 3,5 m festgesetzt, in der eine Mulde angeordnet wird, die der Ableitung des 
auf der Straßenfläche anfallenden Niederschlagswassers dient. Diese Grünfläche wird eben-
falls mit der Zweckbestimmung „Verkehrsgrün“ festgesetzt. 
 
Die Grünflächen zwischen dem Allgemeinen Wohngebiet WA und der Straße „Am Sport-
platz“ darf für Grundstückszufahrten vor jedem Baugrundstück nur je einmal in einer Breite 
von bis zu 3,0 m unterbrochen werden (textliche Festsetzung 3). Mit dieser Festsetzung wird 
gewährleistet, dass die Gebäude auf den Baugrundstücken an die Straßenfläche mit einer 
angemessenen Breite angebunden werden können und gleichzeitig die Mulde für das auf der 
Straßenfläche anfallende Niederschlagswasser nicht länger als notwendig unterbrochen 
wird.  
 
 

5.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft  

 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA ist das anfallende Niederschlagswasser über Versicke-
rungsschächte auf dem jeweiligen Baugrundstück zu versickern (textliche Festsetzung 4.1). 
Diese Festsetzung dient der Vermeidung einer Verringerung der Grundwasserneubildung 
durch die Bodenversiegelung im Wohngebiet.  
 
Im Rahmen der geotechnischen Erkundung des Plangebietes wurde nachgewiesen, dass die 
Versickerung des Regenwassers durch technische Maßnahmen über Versickerungsschäch-
te möglich ist. Hierfür müssen die versickerungsfähigen Schichten ab 2,30 m Tiefe z.B. über 
Versickerungsbrunnen erreicht werden.  
 
Mit dieser textlichen Festsetzung wird auch die Art der zu errichtenden Versickerungsanla-
gen bestimmt. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 30.08.2001 (Az. 
4 CN 9.00) eine textliche Festsetzung, nach der das Niederschlagswasser in flachen und 
begrünten Mulden am Ort des Anfalles zurückzuhalten und in den Wasserkreislauf zurückzu-
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führen ist, für zulässig erklärt. Der 4. Senat des BVerwG schreibt hierzu, dass die Festset-
zung auch aus "städtebaulichen Gründen" erfolgt ist; denn die Beseitigung von Nieder-
schlagswasser in einem Baugebiet ist aus Gründen einer geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung erforderlich und soll hier über eine bestimmte Form der Bodennutzung (Anlegen 
von Mulden) erreicht werden. Insofern ist auch die Festsetzung der Art der technischen An-
lage zur Versickerung des Niederschlagswassers nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB zulässig.  
 
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen – insbesondere die Vorgartenflächen – sind zu 
einem Flächenanteil von mindestens 80% als unversiegelte Vegetationsfläche anzulegen 
und als solche dauerhaft zu unterhalten (textliche Festsetzung 4.2). Diese Festsetzung führt 
zu einem Verbot von so genannten Schottergärten und gilt ergänzend zu der Vorschrift in § 8 
Abs. 2 Satz 1 BauO LSA.  
Danach sind die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten 
Flächen der bebauten Grundstücke  
1. wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und 
2. zu begrünen oder zu bepflanzen, 
soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen ent-
gegenstehen.  
 
 

5.9 Erhalten von Bäumen und Sträuchern 
 
Die Fläche der Hecke aus Sträuchern längs der Straße „Am Sangerwäldchen“ wird im Be-
bauungsplan als Fläche für die Erhaltung von Sträuchern festgesetzt. Diese Festsetzung 
dient der dauerhaften Erhaltung dieser Hecke.  
 
In der Planzeichnung wird für eine Esche gegenüber dem Gebäude Am Sportplatz 2 ein Er-
haltungsgebot festgesetzt. Bei den übrigen Bäumen längs der Straße „Am Sportplatz“ han-
delt es sich um Pappeln, die wegen ihres fortgeschrittenen Alters oder ihrer mangelnden 
Vitalität nicht erhaltenswert sind.  
 
 

6. Nachrichtliche Übernahmen 
 
Landschaftsschutzgebiet 
 
Bei dem nachrichtlich übernommenen Landschaftsschutzgebiet handelt es sich um das 
Landschaftsschutzgebiet "Mittlere Elbe", das durch Beschluss des Rates des Bezirkes Mag-
deburg vom 07.12.1964 ausgewiesen wurde. Das Landschaftsschutzgebiet wurde auf der 
Grundlage des Naturschutzgesetzes vom 04.08.1954 in Verbindung mit der Ersten Durch-
führungsbestimmung (DB) zum Naturschutzgesetz vom 15.02.1955 beschlossen.  
 
Nach § 59 Abs. 1 des Naturschutzgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) in 
dessen ab dem 15.02.1992 geltender Fassung bleiben die auf Grund der in der Anlage zu 
diesem Gesetz genannten Rechtsvorschriften erlassenen Anordnungen und Beschlüsse zum 
Schutz von Naturschutzgebieten, Naturdenkmalen oder sonstigen Landschaftsteilen in Kraft, 
bis sie ausdrücklich aufgehoben werden oder ihre Geltungsdauer abläuft. In der Anlage zu 
dieser Fassung des Naturschutzgesetzes wurden unter Nr. 5 und 6 sowohl das Naturschutz-
gesetzes vom 04.08.1954 als auch die Erste Durchführungsbestimmung (DB) zum Natur-
schutzgesetz vom 15.02.1955 aufgeführt. Damit bleibt das Landschaftsschutzgebiet "Mittlere 
Elbe" als fortgeltendes Recht in Kraft.  
 
Das Landschaftsschutzgebiet schließt die gesamte Ortslage Ranies einschließlich des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplans ein. Nach § 59 Abs. 1a des Naturschutzgesetzes des 
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Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung von dessen am 31.05.1994 in Kraft getretener Ände-
rung sind Gebiete innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 Abs. 1 BauGB) 
nicht mehr Bestandteil der bei Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des Naturschutzge-
setzes des Landes Sachsen-Anhalt bestehenden Landschaftsschutzgebiete.  
 
In der Begründung zu dieser Gesetzesänderung (Landtags-Drucksache 1/3545, Seite 4) 
heißt es, dass durch die Überleitungsvorschrift des § 59 NatSchG LSA eine Vielzahl von 
Landschaftsschutzvorschriften auch innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
galten. Dies konnte zur Einschränkung oder Behinderung der Bebauung dieser Gebiete füh-
ren. Da die Beseitigung dieses Bauhindernisses zu keiner Beeinträchtigung der Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege führt, wurden die im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile aus den bestehenden Landschaftsschutzgebieten herausgenommen.  
 
Nach Abwägung mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege sollte mit 
der Gesetzesänderung ein Bebauungshindernis abgebaut und der Verwaltungsaufwand ge-
mindert werden. Denn durch die Ausgliederung der innerörtlichen Bereiche aus den beste-
henden Landschaftsschutzgebieten sind für die Herstellung der Bebaubarkeit keine Verfah-
ren auf Erteilung einer Befreiung bzw. keine förmlichen Aufhebungsverfahren mehr erforder-
lich.  
 
In einem Landschaftsschutzgebiet sind gemäß § 26 Abs. 2 BNatSchG unter besonderer Be-
achtung des § 5 Abs. 1 BNatSchG und nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle Handlun-
gen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen Schutzzweck 
zuwiderlaufen.  
 
Nach § 10 Abs. 2 Satz 2 BauGB in Verbindung mit § 6 Abs. 2 BauGB darf der Bebauungs-
plan sonstigen Rechtsvorschriften nicht widersprechen. Das LSG "Mittlere Elbe" ist in diesem 
Sinne eine sonstige Rechtsvorschrift. Nach § 214 Abs. 3 Satz 1 BauGB ist die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Satzung maßgebend.  
 
Auf Antrag der Stadt Schönebeck (Elbe) wurde durch den Salzlandkreis als zuständiger un-
terer Naturschutzbehörde der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans aus dem 
Landschaftsschutzgebiet "Mittlere Elbe" herausgelöst. Die Verordnung zur Änderung des 
Beschlusses über die Unterschutzstellung des Landschaftsschutzgebietes „Mittlere Elbe“ im 
Salzlandkreis vom 21.07.2022 wurde am 10. August 2022 im Amtsblatt Nr. 35/2022 des 
Salzlandkreises bekannt gemacht. Mit dieser Verordnung wurde eine Fläche mit einer Größe 
von 5.347 m² aus dem Landschaftsschutzgebiet entlassen.  
 
 

7. Vermerk 
 
Hochwasserschutz 
 
Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb des gemäß § 9 Abs. 6a 
Satz 2 BauGB vermerkten Hochwasserrisikogebietes der Elbe.  
 
Innerhalb des Hochwasserrisikogebiets sollen bauliche Anlagen nur in einer dem Hochwas-
serrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errich-
tet oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion der 
Anlage technisch möglich ist. In diesen Gebieten sind bei der Änderung von Bauleitplänen 
insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sach-
schäden in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. (§ 78b Abs. 1 WHG) 
 
Mit der Vorschrift des § 78b WHG wird insbesondere der Tatsache Rechnung getragen, dass 
es auch hinter einem Deich keinen absoluten Schutz vor Hochwasser gibt und entsprechen-
de Vorsorge zu treffen ist. Um in den Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsge-
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bieten künftig Hochwasserschäden zu vermeiden oder wenigstens zu minimieren, werden 
gewisse Vorgaben im Hinblick auf das Bauen gemacht, die jedoch das – angesichts des im 
Vergleich zum Bauen in Überschwemmungsgebieten – geringere Gefährdungspotenzial be-
rücksichtigen.  
 
Die erforderlichen baulichen Maßnahmen sind unter Berücksichtigung des jeweiligen Hoch-
wasserrisikos und dem jeweiligen drohenden Schadenspotenzial zu treffen. Sofern der zu 
erwartende Schaden bei geringem Hochwasserrisiko und/oder geringem Schadenspotenzial 
insgesamt sehr niedrig ist, kann es im Einzelfall auch möglich sein, dass keine speziellen 
Maßnahmen zum Hochwasserschutz erforderlich sind. Dies erfordert immer auch eine Be-
trachtung des jeweiligen Einzelfalls. Maßgebliches Regelwerk ist das DWA-Merkblatt M-553 
„Hochwasserangepasstes Planen und Bauen“ (Ausgabe November 2016).  
 
Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen ist verboten, wenn andere weniger wasser-
gefährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung stehen oder 
die Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann (§ 78c Abs. 2 WHG).  
 
Aus Gründen des vorsorgenden Hochwasserschutzes werden im Allgemeinen Wohngebiet 
bei der Errichtung und Erweiterung von Gebäuden Kellergeschosse ausgeschlossen.  
 
Der Wasserspiegel bei dem für das für das Hochwasserrisikogebiet maßgebliche Hochwas-
serereignis HQ200 ohne vollständiges Deichversagen und mit Deich liegt nach Mitteilung 
des Landesbetriebs für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft (LHW) Sachsen-Anhalt 
vom 29.06.2020 bei 51,68 m ü. NHN. Eine dem Hochwasserrisiko vollständig angepasste 
Bauweise würde eine Höhenlage des Fußbodens der Erdgeschosse der Gebäude 2,39 m bis 
2,62 m über der gegenwärtigen Geländehöhe bedeuten.  
 
Da eine entsprechend hohe Aufschüttung des Geländes städtebaulich ausscheidet, wird von 
einer entsprechenden Festsetzung abgesehen. Bei einer entsprechend hohen Aufschüttung 
wäre zudem die Vernässung der benachbarten Grundstücke zu befürchten. Auch die bauli-
che Anpassung der Zufahrten und Zuwegungen zu den Gebäuden an die vorhandenen 
Straßenhöhen würde sich bei einer entsprechenden Aufschüttung problematisch darstellen.  
 
Der Flussbereich Schönebeck des Landesbetriebs für Hochwasserschutz und Wasserwirt-
schaft (LHW) empfiehlt in dessen Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplans vom 
23.12.2021, Gebäudegründungen in einer „weißen Wanne" mit einer Höhe von 2,5 m über 
GOK auszuführen.  
 
 

8. Hinweise 
 
Denkmalschutz 
 
Wer bei Arbeiten oder bei anderen Maßnahmen in der Erde oder im Wasser Sachen oder 
Spuren von Sachen findet, bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kultur-
denkmale sind (archäologische und bauarchäologische Bodenfunde), hat diese gemäß § 9 
Abs. 3 Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt zu erhalten und der zuständigen 
unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Der Bodenfund und die Fundstelle sind bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen und vor Gefahren für die 
Erhaltung der Bodenfunde zu schützen. Das Denkmalfachamt und von ihm Beauftragte sind 
berechtigt, die Fundstelle nach archäologischen Befunden zu untersuchen und Bodenfunde 
zu bergen. 
 
Erd- und Bauarbeiten, bei denen begründete Anhaltspunkte bestehen, dass Kulturdenkmäler 
entdeckt werden, bedürfen gemäß § 14 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz Sachsen-Anhalt der 
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Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde und sind rechtzeitig anzuzeigen. Wenn 
die untere Denkmalschutzbehörde nicht innerhalb von zwei Wochen widerspricht, gilt die 
Genehmigung als erteilt. Verstoßen die Maßnahmen gegen dieses Gesetz, ist die Genehmi-
gung zu versagen. 
 
Eichen-Prozessionsspinner 
 
In den zurückliegenden Jahren wurde an den Gehölzbeständen der Waldflächen das Vor-
kommen des Eichen-Prozessionsspinners registriert. Die Brennhaare der Raupen können 
allergische Reaktionen der Haut bei dafür empfindlichen Personen und Tieren hervorrufen. 
Eine Bekämpfung im angrenzenden Wald ist wegen der Nähe zur Wohnbebauung nicht 
möglich und kann von den künftigen Bewohnern des Plangebiets auch nicht eingefordert 
werden.  
 
Immissionsschutz 
 
Die Nutzung des dem Plangebiet benachbarten Feuerwehrhauses kann Emissionen verur-
sachen. Angesichts der relativ geringen Anzahl an jährlichen Einsätzen der Freiwilligen Feu-
erwehr Ranies handelt es sich hier immissionsschutzrechtlich um seltene Ereignisse.  
 
In der Nachbarschaft wurde die Fläche des Sportplatzes erheblich reduziert, so dass davon 
auszugehen ist, dass der Sportplatz nur noch gering frequentiert wird. Sportanlagen sind 
gemäß § 2 Abs. 1 der Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. BImSchV) so zu errichten 
und zu betreiben, dass die in den § 2 Abs. 2 bis 4 der 18. BImSchV genannten Immissions-
richtwerte unter Einrechnung der Geräuschimmissionen anderer Sportanlagen nicht über-
schritten werden. Die Sportler werden zur Einhaltung der Immissionsrichtwerte der Sportan-
lagenlärmschutzverordnung verpflichtet. Dennoch sind in dem im Bebauungsplan festgesetz-
ten Wohngebiet Lärmimmissionen vom Sportplatz zu erwarten, dies jedoch in nicht schädli-
chem Ausmaß.  
 
Naturschutz 
 
Nach § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes, 
von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, le-
bende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 
30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen.  
 
 

9. Verträglichkeit mit der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
 
Grundlagen 
 
Projekte sind gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG vor ihrer Zulassung oder Durchführung 
auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Gebietes von gemeinschaftlicher Be-
deutung zu überprüfen. Pläne sind insbesondere auch Bebauungspläne (s. a. § 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. b BauGB).  
 
„Natura 2000-Gebiete“ sind gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG Gebiete von gemeinschaftli-
cher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete. Gebiete von gemeinschaftlicher Be-
deutung sind gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 6 BNatSchG die in die Liste der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung nach Artikel 4 Abs. 2 Unterabs. 3 der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
der EU (FFH-Richtlinie, Richtlinie 92/43/EWG) eingetragenen Gebiete, auch wenn ein 
Schutz im Sinne des § 32 Abs. 2 bis 4 BNatSchG noch nicht gewährleistet ist. In dem Durch-
führungsbeschluss 2022/231/EU der Kommission vom 16.02.2022 zur Verabschiedung einer 
fünfzehnten aktualisierten Liste von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung in der kon-
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tinentalen biogeografischen Region ist das Gebiet "Elbaue zwischen Saalemündung und 
Magdeburg" als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung enthalten.  
 
In einer Entfernung von etwa 100 m zum Geltungsbereich befindet sich ein Teilgebiet des 
Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwischen Saalemündung und Magde-
burg“ (Code: DE 4136 301).  
 
Für die gemeldeten Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung besteht ein Verschlechte-
rungsverbot, jedoch kein Veränderungsverbot. Verboten sind – gemessen an den Erhal-
tungszielen des jeweiligen Gebietes – erhebliche Beeinträchtigungen.  
 
Zunächst ist eine Vorprüfung durchzuführen. Die Vorprüfung wird im Rahmen des behördli-
chen Verfahrens mit abgearbeitet, das für die Genehmigung des Projekts oder zu seiner An-
zeige vorgeschrieben ist. Wenn für die Zulassung oder Durchführung des Projektes eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung vorgeschrieben ist, soll die Vorprüfung soweit wie möglich mit 
den Prüfschritten dieser Verfahren verbunden werden.  
 
Bei gestuften Verfahren ist die Vorprüfung im vorgelagerten Verfahren entsprechend dem 
Planungsstand des Vorhabens durchzuführen. Im nachfolgenden Zulassungsverfahren sol-
len die im vorgelagerten Verfahren ermittelten Sachverhalte soweit wie möglich zugrunde 
gelegt werden. Die Vorprüfung ist deshalb Teil der Begründung. 
 
Ziel der Vorprüfung ist zu untersuchen, ob der Bebauungsplan einzeln oder im Zusammen-
wirken mit anderen Plänen oder Projekten geeignet ist, ein Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung erheblich zu beeinträchtigen. Die Eignung wird anhand einer überschlägigen Ein-
schätzung beurteilt. Kriterien für diese Einschätzung sind die Größe der Maßnahme, die 
Empfindlichkeit der Schutzgüter sowie die Schwere und Dauer der Auswirkungen.  
 
Beschreibung der Maßnahme 
 
Standort 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich am nordwestlichen Rand des Sied-
lungsbereichs der Ortslage Ranies. In einer Entfernung von etwa 100 m zum Geltungsbe-
reich befindet sich das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwischen Saale-
mündung und Magdeburg“.  
 
Art der Maßnahme 
 
Der Bebauungsplan setzt ein Allgemeines Wohngebiet (WA) fest. Die Grundflächenzahl 
(GRZ) wird mit einem Wert von 0,4 festgesetzt. Es wird keine abweichende Bauweise fest-
gesetzt. Die Verkehrserschließung erfolgt über die Straße "Am Sportplatz".  
 
Größe der Maßnahme  
 
Die gesamte Größe des Geltungsbereichs beträgt 0,53 ha. Neben dem Wohngebiet werden 
noch die Straße "Am Sportplatz" und die Wegefläche am südwestlichen Rand des Geltungs-
bereiches als Verkehrsflächen festgesetzt.  
 
Darstellung der Maßnahme  
 
Wesentlicher Inhalt des Bebauungsplans ist die Schaffung von Baurecht für die Entwicklung 
eines kleinen Wohngebiets an der westlichen Seite der Straße „Am Sportplatz“ in der Ortsla-
ge Ranies. Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzungen der 
Grundflächenzahl und der zulässigen Zahl der Vollgeschosse.  
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Empfindlichkeit der Schutzgüter 
 
Aufgrund des Mindestabstands des Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwi-
schen Saalemündung und Magdeburg“ vom Geltungsbereich von etwa 100 m kommt es im 
Hinblick auf die Empfindlichkeit der Schutzgüter des „Elbaue zwischen Saalemündung und 
Magdeburg“ ausschließlich auf die Empfindlichkeit gegenüber von außen auf das Gebiet 
einwirkenden Beeinträchtigungen an. Es zeigt sich, dass bei keinem Schutzgut davon aus-
gegangen werden kann, dass Beeinträchtigungen aus dem Geltungsbereich das Gebiet von 
gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg“ überhaupt 
erreichen können.  
 
Mögliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter sind auch im Hinblick auf die Erhaltungsziele 
des Gebiets einzuschätzen. Die Erhaltungsziele sind gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG die 
Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der in Anhang I der 
FFH-Richtlinie aufgeführten Lebensräume und der in Anhang II dieser Richtlinie aufgeführten 
Tier- und Pflanzenarten, die in einem Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung vorkommen.  
 
Die in die Liste nach Artikel 4 Abs. 2 Unterabs. 3 der Richtlinie 92/43/EWG aufgenommenen 
Gebiete sind gemäß § 32 Abs. 2 BNatSchG entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen 
zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Abs. 2 BNatSchG zu 
erklären. Die Schutzerklärung bestimmt gemäß § 32 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG den Schutz-
zweck entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen und die erforderlichen Gebietsbegren-
zungen.  
 
Der gebietsbezogene Schutzzweck ist in § 2 der Anlage Nr. 3.64 der „Landesverordnung zur 
Unterschutzstellung der Natura 2000-Gebiete im Land Sachsen-Anhalt“ (N2000-LVO LSA) 
bestimmt.  
 
Der gebietsbezogene Schutzzweck des Gebietes umfasst: 
(1) die Erhaltung des Abschnittes der Elbtalaue mit ihren gebietstypischen Lebensräumen, 

insbesondere des gebietsprägenden Flusslaufes einschließlich seiner Altwasser, der 
Hart- und Weichholzauenwälder, Staudenfluren, der frischen bis feuchten Grünländer 
sowie verschiedenen Magerstandorten mit Heiden, Sandtrockenrasen und kleinflächigen 
Binnendünen, 

(2) die Erhaltung oder die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes insbe-
sondere folgender Schutzgüter als maßgebliche Gebietsbestandteile 
1. Lebensraumtypen (LRT) gemäß Anhang I FFH-Richtlinie: 

Prioritäre LRT: 6120* Trockene, kalkreiche Sandrasen, 91E0* Auen-Wälder mit Alnus 
glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-Padion, Alnion incanae, Salicion albae), 
Weitere LRT: 2310 Trockene Sandheiden mit Calluna und Genista, 2330 Dünen mit 
offenen Grasflächen mit Corynephorus und Agrostis, 3150 Natürliche eutrophe Seen 
mit einer Vegetation des Magnopotamions oder Hydrocharitions, 3260 Flüsse der 
planaren bis montanen Stufe mit Vegetation des Ranunculion fluitantis und des 
Callitrichio-Batrachion, 3270 Flüsse mit Schlammbänken mit Vegetation des 
Chenopodion rubri p.p. und des Bidention p.p., 6430 Feuchte Hochstaudenfluren der 
planaren und montanen bis alpinen Stufe, 6440 Brenndolden-Auenwiesen (Cnidion 
dubii), 6510 Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pratensis, Sanguisorba 
officinalis), 9170 Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald (Galio-Carpinetum), 91F0 Hart-
holzauenwälder mit Quercus robur, Ulmus laevis, Ulmus minor, Fraxinus excelsior 
oder Fraxinus angustifolia (Ulmenion minoris), 
einschließlich ihrer jeweiligen charakteristischen Arten, hier insbesondere Asiatische 
Keiljungfer (Gomphus flavipes), Barbe (Barbus barbus), Braunes Langohr (Plecotus 
auritus), Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), Eisvogel (Alcedo atthis), Fran-
senfledermaus (Myotis nattereri), Gehölz-Haarahlenläufer (Asaphidion curtum), 
Graugans (Anser anser), Große Bartfledermaus (Myotis brandtii), Großer Abendseg-
ler (Nyctalus noctula), Großer Gelbschulter-Wanderläufer (Badister dorsiger), Grüne 
Mosaikjungfer (Aeshna viridis), Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus), Kleiner 
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Abendsegler (Nyctalus leisleri), Knäkente (Anas querquedula), Laubfrosch (Hyla 
arborea), Löffelente (Anas clypeata), Mittelspecht (Dendrocopos medius), Moorfrosch 
(Rana arvalis), Neuntöter (Lanius collurio), Rauhhautfledermaus (Pipistrellus 
nathusii), Rohrweihe (Circus arvalis), Schwarzmilan (Milvus migrans), Sumpfwald-
Enghalsläufer (Platynus livens), Wasserfledermaus (Myotis daubentonii), Zaunei-
dechse (Lacerta agilis), Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus); konkrete Ausprä-
gungen und Erhaltungszustände der LRT des Gebietes sind hierbei zu berücksichti-
gen, 

2. Arten gemäß Anhang II FFH-RL: 
Prioritäre Arten: *Eremit (Osmoderma eremita), *Sand-Silberscharte (Jurinea 
cyanoides) 
Weitere Arten: Bachneunauge (Lampetra planeri), Biber (Castor fiber), Bitterling 
(Rhodeus amarus), Fischotter (Lutra lutra), Flussneunauge (Lampetra fluviatilis), 
Großes Mausohr (Myotis myotis), Grüne Keiljungfer (Ophiogomphus cecilia), Held-
bock (Cerambyx cerdo), Hirschkäfer (Lucanus cervus), Kammmolch (Triturus 
cristatus), Lachs (Salmo salar), Mopsfledermaus (Barbastella barbastellus), Rapfen 
(Aspius aspius), Rotbauchunke (Bombina bombina), Schlammpeitzger (Misgurnus 
fossilis), Steinbeißer (Cobitis taenia), Stromgründling (Romanogobio belingi). 

 
In der Verordnung sind die Angaben innerhalb des Gebietes nicht räumlich differenziert. 
Nach der Detailkarte zur Landesverordnung zur Unterschutzstellung der NATURA 2000-
Gebiete im Land Sachsen-Anhalt (N2000-LVO LSA), Kartenblattnr. 1593 kommen zwischen 
dem Geltungsbereich des Bebauungsplans und der Elbe keine Lebensraumtypen des An-
hangs I der FFH-Richtlinie vor. Deshalb beträgt der Abstand zwischen dem Geltungsbereich 
und dem nächstgelegenen Lebensraumtyp des Anhangs I der FFH-Richtlinie in der "Elbaue 
zwischen Saalemündung und Magdeburg" ca. 700 m. 
 
Von den genannten Lebensraumtypen sind die mit "*" markierten Typen 6120* Trockene, 
kalkreiche Sandrasen sowie 91E0* Auen-Wälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior 
(Alno-Padion, Alnion incanae, Salicion albae) prioritäre natürliche Lebensraumtypen im Sin-
ne des § 7 Abs. 1 Nr. 5 BNatSchG. Der Lebensraumtyp 6120 kommt auf dem Kartenblatt 
Nr. 159 und somit in der näheren Umgebung des Geltungsbereiches nicht vor. Das nächst-
gelegene Vorkommen des Lebensraumtyps 91E0 befindet sich an der Elbeumflut und ist 
somit bereits mehr als 2 km vom Geltungsbereich entfernt.  
 
Als prioritäre Art im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG wurden der Eremit (Osmoderma 
eremita) und die Sand-Silberscharte (Jurinea cyanoides) ausgewiesen.  
 
Schwere und Dauer der Auswirkungen 
 
Es sind Angaben zu machen über die Auswirkungen des Bebauungsplans auf das Gebiet 
von gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg“ und 
gegebenenfalls auf prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder prioritäre Arten.  
 
Einschätzung 
 
Die Einschätzung, ob die Aufstellung des Bebauungsplans mit seinen Festsetzungen geeig-
net ist, einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen das Gebiet von 
gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg“ erheblich 
zu beeinträchtigen, erfolgt in Anlehnung an die Methoden der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung. Eine Beeinträchtigung liegt vor, wenn entweder einzelne Faktoren eines Wir-
kungsgefüges, z.B. eines Ökosystems, oder das Zusammenspiel der Faktoren negativ be-
einflusst werden.  
 

                                                
3 https://www.natura2000-
lsa.de/upload/2_natura_2000/LVO/Karten/Detailkarten_FFH/FFH_Detail_159_n.pdf  
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Erheblich ist die Beeinträchtigung, wenn die Veränderungen oder Störungen in ihrem Aus-
maß oder in ihrer Dauer dazu führen können, dass ein Gebiet seine Funktionen in Bezug auf 
ein oder mehrere Erhaltungsziele oder den Schutzzweck nur noch in deutlich eingeschränk-
tem Umfang erfüllen kann. Es muss sich um Beeinträchtigungen handeln, die sich auf die zu 
schützenden Lebensraumtypen oder die zu schützenden Arten mehr als unerheblich und 
nicht nur vorübergehend auswirken können.  
 
Grundwasserabsenkungen, Stoffeinträge, bei Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung in 
Einzelfällen auch Lärm- und Lichteinwirkungen, Erschütterungen oder andere Auswirkungen 
– auch wenn sie von außen in das Gebiet hineinwirken – sowie Zerschneidungseffekte kön-
nen beispielhaft zu erheblichen Beeinträchtigungen führen.  
 
Aufgrund des Mindestabstands des Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwi-
schen Saalemündung und Magdeburg“ vom Geltungsbereich von etwa 100 m zeigt sich, 
dass bei den Einwirkungsbereichen von keinem Schutzgut davon ausgegangen werden 
kann, dass sie überhaupt das „Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg“ erreichen 
können.  
 
Bewertung 
 
Ziel der Vorprüfung ist zu untersuchen, ob der Plan einzeln oder im Zusammenwirken mit 
anderen Plänen oder Projekten geeignet ist, ein Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung 
erheblich zu beeinträchtigen. Die Eignung wird anhand einer überschlägigen Einschätzung 
beurteilt.  
 
Die Beschreibungen der einzelnen Kriterien zeigen, dass die Aufstellung des Bebauungs-
plans – gemessen an den Erhaltungszielen des Gebiets – voraussichtlich nicht geeignet ist, 
das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue zwischen Saalemündung und Mag-
deburg“ erheblich zu beeinträchtigen. Deshalb wird eingeschätzt, dass der Bebauungsplan 
den Projektbegriff im Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG nicht erfüllt.  
 
Es ist auch zu untersuchen, ob der Bebauungsplan im Zusammenwirken mit anderen Projek-
ten oder Plänen geeignet ist, das „Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg“ erheb-
lich zu beeinträchtigen. Es sind der Stadt Schönebeck (Elbe) jedoch keine anderen konkre-
ten Projekte oder Pläne bekannt, die in zeitlichem Zusammenhang zu Beeinträchtigungen 
des „Elbaue zwischen Saalemündung und Magdeburg“ führen können.  
 
Deshalb wird der Bebauungsplan auch im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder 
Plänen nicht als geeignet angesehen, das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung „Elbaue 
zwischen Saalemündung und Magdeburg“ erheblich beeinträchtigen zu können.  
 
 

10. Maßnahmen zur Verwirklichung 
 
Bodenordnung 
 
Zur Verwirklichung des Bebauungsplans sind die künftigen Baugrundstücke sowie das künf-
tige Wegegrundstück am südwestlichen Rand des Geltungsbereiches durch Teilung zu bil-
den.  
 
Entschädigungen 
 
Durch die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplans werden keine Entschädi-
gungsansprüche im Sinne der §§ 39 bis 44 BauGB ausgelöst. Es entstehen keinem Eigen-
tümer oder Nutzungsberechtigten Vertrauensschäden.  
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Erschließung 
 
Für die Verwirklichung des Bebauungsplans sind Erschließungsmaßnahmen erforderlich. 
Dies betrifft sowohl die verkehrliche Erschließung wie auch die leitungsgebundene Erschlie-
ßung.  
 
Ausgleichsmaßnahmen  
 
Die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen ist nach § 13b Satz 1 in Verbindung mit § 13a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB und mit § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB für die Aufstellung des Bebauungs-
plans nicht erforderlich.  
 
Gemäß § 13a Abs. 3 Satz 5 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit die Eingriffe 
bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Der Bebauungs-
plan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13b BauGB aufgestellt. Nach § 13b Satz 1 
BauGB gilt § 13a BauGB entsprechend für Bebauungspläne mit einer Grundfläche im Sinne 
des § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB von weniger als 10.000 m², durch die die Zulässigkeit von 
Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Orts-
teile anschließen. 
 
Im beschleunigten Verfahren gelten gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB in den Fällen des 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungs-
plans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt oder zulässig.  
 
Daraus folgt, dass bei der Aufstellung eines Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren 
nach § 13b Satz 1 BauGB in Verbindung mit § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB ein Ausgleich 
nicht erforderlich ist. Demnach muss ein Eingriff in Natur und Landschaft, der durch die Ver-
wirklichung des Bebauungsplans zu erwarten ist, auch nicht bilanziert und bewertet werden. 
Deshalb wird für den Bebauungsplan keine Bilanzierung und Bewertung von Eingriffen in 
Natur und Landschaft durchgeführt.  
 
Dennoch gilt die Gehölzschutzsatzung der Stadt Schönebeck (Elbe) vom 01.05.2021, nach 
der innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des § 34 BauGB und der 
Geltungsbereiche der Bebauungspläne in der Stadt Schönebeck (Elbe) bestimmte Bäume 
geschützt sind. Das Entfernen, Zerstören oder Beschädigen geschützter Bäume ist verboten. 
Von diesen Verboten können Ausnahmen erteilt werden („Fällgenehmigung“). Diese Anträge 
auf Befreiung von den Verboten der Gehölzschutzsatzung sind zeitlich vor der Fällung von 
Gehölzen im Anwendungsbereich dieser Satzung zu stellen.  
 
 

11. Wesentliche Auswirkungen 
 
Umwelt 
 
Erhebliche Umweltauswirkungen sind durch die Verwirklichung des Bebauungsplans nicht zu 
erwarten. Das Plangebiet liegt nach der Verordnung zur Änderung des Beschlusses über die 
Unterschutzstellung des Landschaftsschutzgebietes „Mittlere Elbe“ im Salzlandkreis vom 
21.07.2022 (bekannt gemacht am 10. August 2022 im Amtsblatt Nr. 35/2022 des Salzland-
kreises) nicht mehr innerhalb des Landschaftsschutzgebiets (LSG) „Mittlere Elbe“. Im Gebiet 
des Bebauungsplans wurden keine Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen durchgeführt, die zu 
erhalten wären.  
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Wegen der Vornutzung des Baugebiets als Sportplatz sind durch die Verwirklichung des Be-
bauungsplans keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen zu er-
warten. Dennoch wurde vorsorglich von der Stadt Schönebeck (Elbe) vorsorglich ein arten-
schutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan beauftragt (siehe unten).  
 
In gewissem Umfang sind in der Folge der Errichtung der Wohngebäude Bodenversiegelun-
gen zu erwarten. Durch die Nachnutzung der Teilfläche eines Sportplatzes wird mit Grund 
und Boden sparsam umgegangen. Dadurch wird es nicht zu Verringerungen der Grundwas-
serneubildung kommen, denn das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser wird vor 
Ort versickert. Wegen der geringen Größe der Ortslage Ranies und des im Bebauungsplan 
festgesetzten Wohngebiets ist die Verwirklichung des Bebauungsplans ohne nennenswerte 
Auswirkungen auf das Klima. Wegen der Art der im Bebauungsplan festgesetzten Nutzung 
als Wohngebiet sind nachteilige Auswirkungen auf die Luft sowie Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt nicht zu erwarten.  
 
Bei der Bebauung des Wohngebiets handelt es sich um eine Abrundung des Ortsteils und im 
Bebauungsplan wird die Höhe der künftigen Gebäude begrenzt, deshalb sind nachteilige 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild nicht zu erwarten. Die Erhaltungsziele und der 
Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete werden nicht beeinträchtigt (siehe Kapitel 9). Kultur-
güter und sonstige Sachgüter sind durch die Aufstellung des Bebauungsplans nicht betrof-
fen.  
 
Im Plangebiet anfallende Abfälle und Abwässer werden ordnungsgemäß beseitigt werden. 
Auf die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 
Energie im Plangebiet sind die Festsetzungen des Bebauungsplans ohne Einfluss. Aus-
gleichsmaßnahmen für Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind nicht durchzuführen (siehe Abschnitt „Aus-
gleichsmaßnahmen“ im Kapitel 10).  
 
Artenschutz 
 
Der Prüfumfang eines Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages beschränkt sich auf die europä-
isch geschützten FFH-Anhang IV-Arten und die europäischen Vogelarten und dient der 
Überprüfung der Tötungs-, Störungs- und Schädigungstatbestände der im Wirkraum vor-
kommenden vorgenannten Arten. 
 
Während nordwestlich der Feuerwehrstandort sowie Teilflächen des ehemaligen Sportplat-
zes angrenzen, grenzt das Plangebiet im Südosten an die dort vorhandene Wohnbebauung 
an. Nordöstlich verläuft die Straße „Am Sängerwäldchen“. Nördlich dieser Straße befindet 
sich dann auch das „Sängerwäldchen“. Dieses Waldstück ist ein Hartholzauenwaldrest und 
wird hauptsächlich aus alten Stieleichen (Quercus robur) gebildet. Südwestlich grenzt eben-
falls ein Waldstück als Rest der Hartholzaue an. In Teilbereichen fanden hier vor einiger Zeit 
Holzeinschläge statt, so dass eine junge Aufforstung und lediglich ein Saum zwischen dem 
ehemaligen Sportplatz und der Aufforstung den Hartholzauenwaldrest darstellen. Der Gel-
tungsbereich wird im Nordosten aus den Schotterflächen des hier ehemals befindlichen Ten-
nisplatzes und im Südwesten von kurzrasigen Grünflächen der ehemaligen Sportplatznut-
zung dominiert. Entlang der Straße „Am Sportplatz“ befindet sich ein Zaun mit abschnittswei-
se aufgesetztem Ballnetz. Im Bereich des Zaunes haben sich einige Strauch- und Kletterge-
hölze angesiedelt. 
 
Methodisches Vorgehen 
 
Der Geltungsbereich wurde am 27.01.2022 komplett abgegangen und auf Potentiale zu 
Brutvogel-, Amphibien- sowie Reptilienvorkommen und sonstiger planungsrelevanter Arten 
überprüft. Die für die artenschutzrechtliche Begutachtung des Grundstücks erforderliche Be-
gehung wurde an dem in der nachfolgenden Tabelle ersichtlichen Begehungstag von Herrn 
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Marco Jede vom Büro für Umweltplanung Dr. Friedhelm Michael in Wernigerode durchge-
führt. 
 
Im Rahmen der Begehung wurden die im Eingriffsbereich des geplanten Bauvorhabens vor-
herrschenden Habitatstrukturen erfasst sowie Zufallsbeobachtungen aufgenommen. Auf-
grund der angrenzenden Waldflächen mit überwiegend altem Baumbestand wurden die 
Wald- und sonstigen Baumbestände mit potentiellen Greif-/Rabenvogelhorsten zusätzlich in 
einem Umkreis von etwa 300 m zum Plangebiet auf Niststätten dieser Arten kontrolliert. 
Standardisierte Begehungen zu den einzelnen Arten-gruppen waren aufgrund der späten 
Beauftragung nicht mehr möglich. Es wird jedoch eingeschätzt, dass aufgrund der Potential-
analyse im Rahmen der Ortsbegehung eine qualifizierte arten-schutzrechtliche Bewertung 
des Planvorhabens vorgenommen werden kann. 
 
Datengrundlagen 
 
Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Bewertung des Vorhabens wurde eine Datenrecher-
che zu den zu betrachtenden Artvorkommen im Untersuchungsraum durchgeführt. Folgende 
Datengrundlagen wurden für die vorliegende Prüfung herangezogen:  
• Relevante Literatur zu Arten und deren Verbreitung in Sachsen-Anhalt:  

o Grosse, W.-R.; Simon, B.; Seyring, M.; Buschendorf, J.; Reusch, J.; Schildhauer, F.; 
Westermann, A.; Zuppke, U. (Bearb.) (2015): Die Lurche und Kriechtiere (Amphibia et 
Reptilia) des Landes Sachsen-Anhalt unter besonderer Berücksichtigung der Arten 
der Anhänge zur Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie sowie der kennzeichnenden Arten 
der Flora-Fauna-Habitat-Lebensraumtypen. – Berichte des Landesamtes für Umwelt-
schutz Sachsen-Anhalt (Halle) 4: 640 S.  

o Fischer, S., B. Nicolai & D. Tolkmitt (Hrsg.): Die Vogelwelt des Landes Sachsen-
Anhalt. Online-Publikation, Stand Januar 2022. http://www.vogelwelt-sachsen-
anhalt.de/  

o Landesamt für Umweltschutz (Hrsg.) (2020): Vogelmonitoring in Sachsen-Anhalt 
2018- Berichte des Landesamtes für Umweltschutz Sachsen-Anhalt Heft 3/2020: 
104 Seiten.  

Vorhabenbezogene Untersuchungen wurden nicht durchgeführt. 
 
Wirkraum 
 
Zur Feststellung, ob Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten, ist es not-
wendig den Wirkraum des Vorhabens zu definieren. Als Wirkraum des Vorhabens werden im 
konkreten Fall das Plangebiet mit einer Flächengröße von etwa 0,53 ha sowie die unmittel-
bar angrenzenden bauzeitlich betroffenen Bereiche als der unmittelbare bau- und anlagebe-
dingte Eingriffsbereich definiert. Die Flächenbeanspruchung mit 0,53 ha beruht auf der Aus-
dehnung des Geltungsbereichs von Nordost nach Südwest mit ca. 130 m Länge und der 
Ausdehnung von Nordwest nach Südost ca. 67 m Breite.  
 
Damit erfolgt für diesen Geltungsbereich eine artenschutzrechtliche Bewertung des Planvor-
habens. Baustelleneinrichtungs- bzw. Lagerflächen wurden nicht benannt und können daher 
nicht bewertet werden – artenschutzrechtliche Konflikte können auch mit der Anlage dieser 
Flächen entstehen, wenn zum Beispiel sonstige unbefestigte Biotop- oder Waldflächen hier-
für genutzt werden. 
 
Baubedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
 
Das Plangebiet weist eine Flächengröße von ca. 0,53 ha auf.  
Direkter Flächenentzug / Habitatverlust  
Die Rasen- und Schotterflächen des ehemaligen Sportplatzes besitzen eine geringe Wertig-
keit als Biotopfläche bzw. Lebensraum für Tierarten. Lediglich der im Bereich des Zaunes an 
der Straße „Am Sportplatz“ vorhandene Gehölzaufwuchs kann einigen wenigen allgemein 
vorkommenden Vogelarten als Standort ihrer Niststätten dienen.  
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Barriere- oder Fallenwirkung  
Im Zuge des Bauvorhabens sind Aufgrabungen für die zu errichtenden Wohngebäude und 
die dazu ebenfalls notwendigen Gräben der Ver- und Entsorgungsleitungen notwendig. Die-
se Aufgrabungen können Barrieren/Fallen für bodengebundene wandernde Tierarten (Am-
phibien) darstellen und ggf. auch zu ökologischen Fallen werden.  
Erschütterungen, Lärm und Lichtimmissionen  
Für die begrenzte Bauphase sind Erschütterungen des Bodens und Lärmemissionen anzu-
nehmen. Es wird von Arbeiten am Tage ausgegangen, so dass Lichtimmissionen nicht zu 
erwarten sind. 
 
Anlagenbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
 
Mit der Errichtung der Wohnbebauung werden die derzeitigen Biotop- und Habitatfunktionen 
eingeschränkt bzw. gehen verloren. Mit der Bebauung und der Gestaltung der Freiflächen 
kommen jedoch neue Biotop- und Habitatstrukturen hinzu, welche bei einer natürlichen Aus-
richtung durchaus die Biodiversität gegenüber dem jetzigen Zustand steigern können.  
Eine Erhöhung der Barrierewirkung für wandernde Amphibienarten gegenüber dem aktuellen 
Bestand ist zu erwarten. 
 
Betriebsbedingte Wirkfaktoren / Wirkprozesse 
 
Nach Errichtung der Wohnbebauung sind keine betriebsbedingten Wirkfaktoren / Wirkpro-
zesse zu erwarten, welche zu erheblichen Beeinträchtigungen besonders geschützter Arten 
führen können. 
 
Relevanzprüfung 
 
In der nachfolgenden Relevanzprüfung wurden folgende Informationen zu aktuellen und his-
torischen Art- bzw. Artengruppennachweise aus dem Eingriffsbereich und dessen Umfeld 
ausgewertet: 
- Artenschutzliste Sachsen-Anhalt (Stand 2018, Liste der in Sachsen-Anhalt vorkommen-

den, im Artenschutzbeitrag zu berücksichtigenden Arten);  
- Verbreitungsatlas der Lurche und Kriechtiere in Sachsen-Anhalt (GROSSE et al. 2015).  
Anhand des im Zuge der Ortsbegehung ermittelten Habitatpotentials wurde der potenzielle 
Artbestand verifiziert, zudem wurden Zufallsfunde relevanter Arten dokumentiert.  
Die im Rahmen der Geländebegehung nachgewiesenen und die potenziell vorkommenden 
Arten werden anschließend mit den Wirkfaktoren und Wirkräumen des Vorhabens verschnit-
ten. Zur Bewertung der Betroffenheit der Arten sind art- oder artengruppenbezogene Hilfskri-
terien heranzuziehen. 
 
Nach abgeschlossener Relevanzprüfung ist festzuhalten, dass von dem Bauvorhaben durch 
den Eingriff in den Gehölzbestand und die Flächenbeanspruchung an sich, es zu arten-
schutzrechtlichen Beeinträchtigungen der dort potentiell vorkommenden Fledermaus- und 
Vogelarten kommen kann. Desweiteren können Brutbäume holzbewohnender käferarten 
betroffen sein.  
Diese Artengruppen werden im Rahmen der nachfolgenden Konfliktanalyse auf ihre vorha-
benbedingte Betroffenheit abgeprüft. 
 
Konfliktanalyse und Herleitung der Artenschutzmaßnahmen 
 
Im Rahmen der Konfliktanalyse wird das Eintreten von Verbotstatbeständen konkret geprüft. 
Zur Verhinderung des Eintretens von Zugriffsverboten werden artspezifische Vermeidungs- 
bzw. Verminderungsmaßnahmen und/oder ggf. vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen herge-
leitet. Die Verbote werden in der Regel einzelartbezogen oder bei ähnlichen ökologischen 
Ansprüchen und vergleichbaren Betroffenheiten auf Artengruppenebene abgehandelt. 
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Maßnahmen zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände 
 
Die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen werden durchgeführt, um Gefährdungen von  
Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und europäischer Vogelarten zu vermeiden 
oder zu mindern. Die Ermittlung der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 
BNatSchG erfolgt unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen.  
VASB 1 – Bauzeitenregelung/Zeitvorgaben für die Baufeldfreimachung:  
• zum Schutz der im Plangebiet potentiell brütenden Vogelarten haben die Maßnahmen 

zur Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Fortpflanzungszeit (01. März bis 
30. September) gemäß § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG zur Vermeidung von Zugriffs-
verboten nach § 44 Abs. 1 BNatSchG (Vermeidung des Verlustes oder Beschädigung 
von besetzten Nestern/Lebensstätten bzw. Gelegen/Jungtiere) zu erfolgen,  

• alle sonstigen Arbeiten zur Baufeldfreimachung (Errichtung von Baustraße und Lager-
flächen - Entfernung der Krautschicht, Abschieben des Oberbodens/Erdarbeiten etc.) sol-
len auf einen wenig sensiblen Zeitraum beschränkt werden, welcher außerhalb der 
Hauptbrutzeit von Mitte März – Mitte Juli der im Gebiet zu erwartenden Vogelarten liegt - 
Entfernung der Krautschicht, Abschieben des Oberbodens/Erdarbeiten nicht zwischen 
15.03. und 15.07..  

 
Die Planfläche reicht im Südwesten bis in den dortigen Waldbestand mit potentiellen Quar-
tierstrukturen für Fledermäuse sowie möglichen Brutstätten holzbewohnender Käferarten 
hinein. Sollten dort umfangreiche Schnittmaßnahmen oder Baumfällungen notwendig sein, 
kann es zur Schädigung von Lebensstätten dieser Arten kommen. Bei vorhabenbedingten 
Eingriffen in diesen Baumbestand soll daher eine Überprüfung auf Fledermaus-Quartiere 
und Käfer-Lebensstätten erfolgen. 
 
VASB 2 – Prüfung zu fällender Großbäume auf Fledermaus-Quartiere und Vorkommen holz-
bewohnender Käferarten:  
• sind ausgehend vom Vorhaben Baumfäll-/ -schnittarbeiten im südwestlich angrenzenden 

Waldstück im Zuge der Baufeldfreimachung oder zur Herstellung der Verkehrssicherheit 
notwendig, sind die betroffenen Bäume sowie auch nur Teile davon (z.B. Starkäste) auf 
Fledermaus-Quartiere und Vogel-Niststätten (Hohlräume, Baumhöhlen, abstehende Rin-
de) zu überprüfen, deren Eignung als mögliches Sommer-/Zwischen- Winterquartier für 
Fledermäuse sowie für Höhlenbrüter ist zu kontrollieren und zu bewerten;  

• die Bäume sind auf Bohrlöcher/Fraßgänge des Heldbocks bzw. dem arttypischen Holz-
mehlauswurf am Stammfuß des Brutbaumes zu kontrollieren;  

• Mulmhöhlen sind auf Besiedelung durch Rosenkäferarten, im Speziellen durch den Ere-
mit, zu überprüfen;  

• die Kontrolle hat durch einen Artexperten zu erfolgen;  
• bei positiven Befunden ist die Untere Naturschutzbehörde des Salzlandkreises zu in-

formieren und alle weiteren Schritte mit dieser eng abzustimmen.  
 
Unter Beachtung der aufgeführten artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen kann 
das Eintreten der Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden. Diese 
Maßnahmen sollen in die Festsetzungen des Bebauungsplanes übernommen werden. 
 
Es ist gemäß § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG verboten, Bäume, Hecken, lebende Zäune, 
Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschnei-
den, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen. Diese Vorschrift führt dazu, dass der erste 
Punkt der Maßnahme VASB 1zur Bauzeitenregelung ohnehin einzuhalten ist.  
Der zweite Punkt dieser Maßnahme soll durch Nebenbestimmungen zu den Kaufverträgen 
für die Baugrundstücke im Bebauungsplan umgesetzt werden. Die Errichtung einer Baustra-
ße ist voraussichtlich nicht erforderlich.  
 
Auf der Grundlage der Vermessung ist ersichtlich, dass längs des Waldrands für die Verwirk-
lichung des Bebauungsplans keine Großbäume zu fällen sind. Nach den Ausführungen im 
artenschutzrechtlichen Fachbeitrag sind die Bäume im Plangebiet (längs der Straße „Am 
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Sportplatz“) von dieser Maßnahme nicht betroffen, da totholz- und höhlenreiche Bäume im 
Plangebiet nicht festgestellt wurden.  
 
Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität 
 
Artspezifische vorgezogene Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen 
Funktionalität (CEF-Maßnahmen) der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind 
nicht erforderlich. 
 
Fazit 
 
Zur Vermeidung des Eintretens von Verbotstatbeständen werden Maßnahmen für die ge-
nannten Arten empfohlen:  
VASB 1 – Bauzeitenregelung/Zeitvorgaben für die Baufeldfreimachung  
VASB 2 – Prüfung zu fällender Großbäume auf Fledermaus-Quartiere und Vorkommen holz-
bewohnender Käferarten  
Bei allen Arten wurde dargelegt, dass keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 
Populationen zu erwarten ist. Durch die Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen ist 
ein Verstoß gegen Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG nicht zu erwarten.  
Artspezifische vorgezogene Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen 
Funktionalität (CEF-Maßnahmen) der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind 
nicht erforderlich.  
Ein Ausnahmeverfahren nach § 45 BNatSchG muss im Ergebnis der Prüfung nicht durchge-
führt werden. Die Artenschutz-Vermeidungsmaßnahmen sollen als Festsetzungen in den 
Bebauungsplan übernommen werden. Oben wird bereits ausgeführt, warum eine Übernah-
me der Artenschutz-Vermeidungsmaßnahmen als Festsetzungen in den Bebauungsplan 
nicht erforderlich ist und nicht erfolgt.  
 
Städtebauliche Entwicklung 
 
Erhebliche negative städtebauliche Auswirkungen für die Ortslage Ranies sind durch die 
Festsetzungen des Bebauungsplans nicht gegeben, da die Festsetzungen insbesondere zur 
Art und zum Maß der baulichen Nutzung keine Beeinträchtigungen des Ortsbilds durch die 
Errichtung unangepasster Gebäude erwarten lässt. Die Festsetzungen des Bebauungsplans 
entsprechen der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung und Nutzung im räumlichen 
Geltungsbereich des Bebauungsplans. Der Bebauungsplan dient der Schaffung von Bau-
recht für die Entwicklung eines kleinen Wohngebiets an der westlichen Seite der Straße „Am 
Sportplatz“ in der Ortslage Ranies.  
 
Verkehr  
 
Durch die Verwirklichung des Bebauungsplans ist grundsätzlich nicht mit nennenswerten 
zusätzlichem Verkehrsaufkommen zu rechnen. Das Vorhaben dient der Entwicklung nur ei-
nes kleinen Wohngebiets.  
 
Wirtschaft 
 
Durch den Bebauungsplan wird Baurecht geschaffen zur Entwicklung eines kleinen Wohn-
gebiets. Somit wird die Wirtschaftskraft der Stadt Schönebeck (Elbe) gestärkt und die Erhal-
tung von Arbeitsplätzen, insbesondere in der Bauwirtschaft, unterstützt.  
 
Städtischer Haushalt 
 
Für die Verwirklichung des Bebauungsplans werden Haushaltsmittel der Stadt Schönebeck 
(Elbe) benötigt. Notwendig ist die Herstellung der verkehrlichen und leitungsmäßigen Er-
schließung sowie die Bildung von Baugrundstücken durch Flurstücksteilung.   
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12. Flächenbilanz 
 
Die Flächenbilanz kann der folgenden Tabelle entnommen werden.  
 

Nutzungsart 
Flächengröße im Geltungsbereich 

des Bebauungsplans in ha 
Flächen-

anteil in % 

Allgemeines Wohngebiet WA 0,3469 64,9 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
„Verkehrsberuhigter Bereich“ 

0,0887 16,6 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
„Ländlicher Weg“ 

0,0098 1,8 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
„Parkplatz“ 

0,0009 0,2 

Fläche für die Abfallbeseitigung 0,0008 0,1 

öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung „Ver-
kehrsgrün“ 

0,0876 16,4 

Gesamt 0,5347 100,0 

Tabelle 1: Flächenbilanz 
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durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.07.2022 (BGBl. I S. 1353) 

Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 26.08.1998 (GMBl. S. 503), 
geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 01.06.2017 (BAnz AT 08.06.2017 B5) 

 
 

Land Sachsen-Anhalt 
 
Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10.09.2013 (GVBl. LSA S. 440, 441), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.11.2020 
(GVBl. LSA S. 660) 

Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (Brandschutzgesetz, 
BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.06.2001 (GVBl. LSA S. 190), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.03.2020 (GVBl. LSA S. 108)  

Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 05.04.2019 
(GVBl. LSA S. 66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.03.2021 (GVBl. LSA S. 100) 

Nachbarschaftsgesetz (NbG) vom 13.11.1997 (GVBl. LSA S. 958), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 18.05.2010 (GVBl. LSA S. 340, 341) 

Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg. Genehmigt am 29.05.2006. 
Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg. Magdeburg.  

Regionaler Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg. 2. Entwurf. Beschlossen 
zur öffentlichen Auslegung durch Beschluss der Regionalversammlung am 29.09.2020. Re-
gionale Planungsgemeinschaft Magdeburg. Magdeburg.  

Verordnung über den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt vom 
16.02.2011 (GVBl. LSA S. 160)  

Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 (GVBl. LSA S. 492), 
zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 07.07.2020 (GVBl. LSA S. 372, 374)  


